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1 Gemeinsame Programmstrategie: wichtigste Entwicklungsherausforderun-

gen und politische Maßnahmen 

 
1.1 Kooperationsprogrammgebiet 
 
Bezug: Artikel 17 Absatz 3 Buchstabe a, Artikel 17 Absatz 9 Buchstabe a 
 

Das Kooperationsprogrammgebiet ĂInterreg VI-A Deutschland-Österreich- Schweiz-

Liechtenstein (Alpenrhein-Bodensee-Hochrhein)ñ umfasst den Grenzraum zwischen 

Deutschland, Österreich, Liechtenstein und der Schweiz mit dem Bodensee als ge-

meinsames Gewässer im Zentrum.1 Die nationalstaatlichen Grenzen werden überwie-

gend durch natürliche Grenzen gebildet: Im Osten des Gebietes durch den Gebirgszug 

des Rätikons, im Rheintal und am Hochrhein durch den Rhein und natürlich durch den 

Bodensee. Die Grenzziehung am Bodensee weist dabei eine Besonderheit auf, da sie 

bislang in großen Teilen des Sees nicht festgelegt wurde. Lediglich am Untersee und 

im Konstanzer Trichter existiert eine staatsvertraglich geregelte Grenzziehung zwi-

schen Deutschland und der Schweiz. Dennoch verstehen die Anrainerländer den Bo-

densee als eine Art internationales Gewªsser, dessen ĂVerwaltungñ von ihnen in Ge-

meinschaftsaufgabe erledigt wird. Eine derartige gemeinschaftliche Nutzung eines 

Binnengewässers ist in Europa selten. Weitere Besonderheiten sind die Exklaven Bü-

singen (zu Deutschland gehörend, es gilt jedoch überwiegend Schweizer Zoll- und 

Wirtschaftsrecht) und Kleinwalsertal (zu Österreich gehörend, Zollausschlussgebiet 

und deutsches Wirtschaftsgebiet). 

 

                                                      

 
1 Im Folgenden als Kooperationsprogrammgebiet oder Programmraum bezeichnet. 
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Administrativ gesehen setzt sich der Programmraum auf deutscher Seite aus Teilen 

der NUTS-1 Regionen Baden-Württemberg (NUTS-2 Regionen DE13 Freiburg und 

DE14 Tübingen) und Bayern (NUTS-2 Region DE 27 Schwaben) mit insgesamt 15 

NUTS-3 Regionen zusammen. Auf österreichischer Seite mit der NUTS-1 Region 

Westösterreich (AT34 Vorarlberg) und insgesamt zwei NUTS-3 Regionen. Die 

Schweiz ist mit den drei NUTS-2 Regionen Großregion Nordwestschweiz, Zürich und 
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Ostschweiz und damit insgesamt mit neun NUTS-3 Regionen und das Fürstentum 

Liechtenstein mit der NUTS-3 Region Liechtenstein im Programmraum vertreten. In 

Summe bilden 27 NUTS-3 Regionen den Programmraum Alpenrhein-Bodensee-

Hochrhein. 
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1.2 Gemeinsame Programmstrategie:  

Zusammenfassung der wichtigsten gemeinsamen Herausforderungen unter Be-
rücksichtigung der wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Unterschiede sowie 
Ungleichheiten, des gemeinsamen Investitionsbedarfs und der Komplementarität 
und Synergien mit anderen Finanzierungsprogrammen und ïinstrumenten, der bis-
herigen Erfahrungen sowie der makroregionalen Strategien und Meeresbecken-
strategien, sofern sich eine oder mehrere Strategien ganz oder teilweise auf das 
Programmgebiet erstrecken.  
 

Bezug: Artikel 17 Absatz 4 Buchstabe b; Artikel 17 Absatz 9 Buchstabe b 
 

1.2.1.  Zu den wichtigsten gemeinsamen Herausforderungen im Programm-

raum.2 

 

Á Topografische Entwicklungsbedingungen 

 

Als große Schwächen und als Entwicklungshindernisse für das Kooperationspro-

grammgebiet werden allgemein die periphere Lage in den jeweiligen Nationalstaa-

ten und die trennenden Staatsgrenzen empfunden. Die trennende Funktion der 

Staatsgrenzen wird durch den Bodensee und den Rhein, durch die weitgehend 

die Grenzen verlaufen, noch verstärkt. Vom Fürstentum Liechtenstein abgesehen, 

dass vollständig innerhalb der Alpinregion liegt, sind die übrigen Teile des Pro-

grammraums im Wesentlichen der Alpinregion und den mitteleuropäischen Regi-

onen zuzurechnen. 

 

Á COVID19-Pandemie 
 

Die COVID19-Pandemie hatte den Programmraum im Jahr 2020 und 2021 fest im 

Griff. Dabei haben ihn die Auswirkungen schwer getroffen. Die Schließung von 

Grenzübergängen bis einschließlich 14.06.2020 und die Auswirkungen dieser wo-

chenlangen künstlichen Trennung an den nationalen Grenzen haben auf den ver-

schiedensten Ebenen Spuren hinterlassen. ĂF¿r die internationale Bodenseere-

gion, in der offene Grenzen eine Selbstverständlichkeit darstellen und damit ein 

zentrales Element für das Selbstverständnis und die grenzüberschreitende Zu-

sammenarbeit sind, war dies eine neue, ungewohnte Erfahrung. Zwischen-

menschliche Beziehungen wurden durch Grenzzäune unterbunden, das soziale 

                                                      

 
2 Die folgenden Ausführungen fassen die Ergebnisse der sozioökonomischen Analyse des Programmraums vom 10.03.2020 zu-

sammen. Die Referenzen zu den genannten Informationen und Daten sind in der sozioökonomischen Analyse des Programm-

raums ausführlich genannt. 
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und kulturelle Leben in der Grenzregion massiv eingeschränkt und die Wirtschaft, 

insbesondere im Bereich Tourismus hart getroffen. Die Corona-Pandemie macht 

deutlich, dass Bedrohungen von Sicherheit und Gesundheit in der modernen Welt 

vielfach nicht mehr innerhalb von Landesgrenzen beherrschbar sind ï erst recht 

nicht in einer hochvernetzen Grenzregionñ.3 

So brach beispielsweise in einigen Kommunen entlang des Bodensees und des 

Hochrheins der Einzelhandel durch den Wegfall der Schweizer Kaufkraft zeitweise 

um 1/3 aber auch bis zu 2/3 ein. Der Tourismus, neben der Landwirtschaft einer 

der wesentlichen Wirtschaftsfaktoren in der internationalen Bodenseeregion, kam 

zum Erliegen. Während die Kaufkraft in den Wochen nach den Grenzöffnungen 

wieder (langsam) anstieg, leidet die Tourismusbranche ebenso, wie der kulturelle 

Austausch weiterhin unter den nicht vorhersehbaren Schwankungen der CO-

VID19-Pandemie (z.B. weitere Wellen). Die Landwirtschaft, gerade im Bereich 

Obst- und Gemüseanbau, hatte Ernte- und Umsatzeinbußen zu befürchten, da die 

dringend benötigten Erntehelfer durch die Grenzschließungen zunächst nicht zur 

Verfügung standen. Die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt werden sich erst 

noch zeigen. Mit einem Verlust an Arbeitsplätzen gerade im Bereich Tourismus 

und Kultur ist zu rechnen. Steigende Arbeitslosenzahlen sind auch in anderen 

Wirtschaftsbereichen und der Industrie (beides wesentliche weitere   Standortfak-

toren der Bodenseeregion) zu verzeichnen. Neben diesen beispielhaft genannten 

wirtschaftlichen Auswirkungen kam es im gesellschaftlichen Bereich und dort ge-

rade bei Familien durch die stressbedingten Folgen der Lockdowns vermehrt zu 

Gewalt gegen Frauen. Nach dem ersten Lockdown stießen die Frauenhäuser im 

Programmraum deshalb teilweise an ihre Kapazitätsgrenzen.4 Die geschlossenen 

Grenzen führten auch dazu, dass es Familien nicht mehr mºglich war ihre Ăauf der 

anderen Seite der Grenzeñ lebenden Verwandten zu besuchen.  

In der Förderperiode 2021 bis 2027 sind - neben den unten aufgeführten Heraus-

forderungen - grenzüberschreitende Projekte, welche die Auswirkungen der CO-

VID19-Pandemie im Fokus haben, wesentlicher Bestandteil der Förderkulisse. 

Entsprechend der europarechtlichen Vorgabe aus Art. 15 der VO (EU) 2021/1059 

wurde daher neben dem Politischen Ziel 2 auch das Politische Ziel 4, unter ande-

rem mit dem Spezifischen Ziel (v) ĂKultur und Tourismusñ und den Themen Bil-

dung und Gesundheit in das Kooperationsprogramm mitaufgenommen. Daneben 

ist zu erwarten, dass Projekte mit lediglich mittelgroßem Finanzvolumen im Be-

reich der sozialen Innovation aber auch im Bereich der Digitalisierung über das 

ebenfalls mitaufgenommene Politische Ziel 1 ebenfalls einen wesentlichen Beitrag 

dazu leisten werden, die Auswirkungen der COVID19-Pandemie abzumildern. 

                                                      

 
3 Entsprechend auch die Einschätzung der IBK: https://www.bodenseekonferenz.org/de/home/co ronavirus-in-der-

grenzregion 
4 https://www.suedkurier.de/region/kreis -konstanz/radolfzell/frauenhaeuser-im-corona-modus-nach-dem-lock-

down-ist-das-radolfzeller-frauenhaus-voll;art372455,10613559 
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Á Demografische und soziale Entwicklungen und Herausforderungen 
 

Der Programmraum hat insgesamt ca. 6 Millionen Einwohner, davon ca. 2,3 Milli-

onen in den deutschen Grenzregionen, ca. 0,4 Millionen in den österreichischen 

Grenzregionen, ca. 3,3 Millionen in den Schweizer Regionen und ca. 38.550 in 

Liechtenstein.5 Dabei lebten Ende 2017 ca. 4,08 Millionen Menschen rund um den 

Bodensee. Dies sind 14,5 Prozent mehr als noch im Jahr 2000. 

Die Bevölkerungszahl im Programmraum ist in den vergangenen Jahren insbe-

sondere in den Verdichtungsräumen im Großraum Zürich, am nördlichen Boden-

seeufer, im oberen Rheintal und in der Region St. Gallen kontinuierlich angestie-

gen. Der Kanton Thurgau hat seit dem Jahr 2010 zudem den viertgrößten prozen-

tualen Zuwachs aller Schweizer Kantone verzeichnet. Die aktuellen Bevölke-

rungsprognosen lassen vermuten, dass das Bevölkerungswachstum in diesen 

Teilen des Programmraums auch in den kommenden Jahren anhalten wird. Die 

Bevölkerung nahm jedoch nicht in allen Teilregionen gleichermaßen zu. Bereits in 

den vergangenen Jahren konnte in einzelnen Teilregionen, vor allem in den länd-

lichen Regionen und in verschiedenen Bergregionen eine Stagnation der Bevöl-

kerung oder sogar ein spürbarer Rückgang festgestellt werden. Diese Entwicklung 

wird sich in den kommenden Jahren noch weiter verschärfen und führt zu zahlrei-

chen Problemen bei der Finanzierung und der Bereitstellung der notwendigen Inf-

rastruktur- und Daseinsvorsorgeeinrichtungen in diesen Räumen. Deutsch wird im 

gesamten Programmraum gesprochen, womit keine Ăharten Sprachgrenzenñ und 

somit auch keine grundlegende sprachliche Barriere bestehen.  

 

 

Á Ausbau der kulturellen Zusammenarbeit im Programmraum 
 

Der Programmraum ist durch ein vielfältiges kulturelles Erbe und eine gemein-

same Geschichte geprägt. Einerseits soll deshalb die kulturelle Zusammenarbeit 

der gemeinsamen Bewahrung und Pflege sowie der besseren Sichtbarmachung 

und Erweiterung des grenzüberschreitenden Kulturpotenzials dienen, womit die 

Rolle des Programmraums als gemeinsamer Kulturraum sowie als attraktiver Le-

bens- und Wirtschaftsstandort weiter gestärkt werden soll. Andererseits soll durch 

die kulturelle Zusammenarbeit eine gemeinsame nachhaltige touristische Nutzung 

des grenzüberschreitenden Kulturpotenzials weiter vorangebracht werden, damit 

der Programmraum für die dort lebenden Menschen ein interessantes Freizeit- 

                                                      

 
5 Quelle: Border Orientation Paper, Seite 2. 
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oder Naherholungsziel und für Touristen aus Europa oder Übersee ein attraktives 

Fernreiseziel bleibt.  

Ein erster Ansatzpunkt für die kulturelle Zusammenarbeit ist das weltweit aner-

kannte und vielfältige Kultur- und Naturerbe des Programmraums, das gerade in 

letzter Zeit vermehrt in die unterschiedlichen UNESCO-Listen aufgenommen 

wurde (z.B. Welterbestätten, immaterielles Kulturerbe, Weltdokumentenerbe) o-

der eine Anerkennung als UNESCO-Biosphärenreservat und UNESCO-Geopark 

erhielt. Insbesondere die UNESCO-Welterbestätten besitzen für internationale 

Gäste eine große touristische Anziehungskraft, da der UNESCO-Titel wie ein Gü-

tesiegel im Segment des Kulturtourismus wirkt (vgl. Tabelle 1). 
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Á Förderung des interkulturellen und zivilgesellschaftlichen Austauschs  
 

Die Weiterentwicklung des Programmraums zu einem gemeinsamen und identi-

tätsstiftenden Kulturraum mit hoher Lebensqualität benötigt auch die direkte Ein-

beziehung der dort lebenden Menschen sowie die Berücksichtigung ihrer Interes-

sen und Bedürfnisse. 

 

Bürgerschaftliche oder kulturelle Netzwerke und direkte grenzüberschreitende Be-

gegnungen sind wichtige Aktivitäten über die zur Bewahrung und Pflege von ge-

meinsamer Geschichte, Kultur und Brauchtum sowie zur Förderung des interkul-

turellen Dialogs zwischen Menschen aller Altersstufen aus dem Kooperationspro-

grammgebiet beigetragen werden kann.  

 

Insbesondere durch die Unterstützung von Kleinprojekten der Hochrheinkommis-

sion (HRK) oder der Internationalen Bodensee-Konferenz (IBK) konnte der ge-

meinsame Kulturraum f¿r die Menschen in der Realitªt Ăerlebbarñ gemacht, aber 

auch der grenzüberschreitende Austausch zwischen Kulturschaffenden angeregt 

und der Abbau von Vorurteilen vorangebracht werden, sodass diese erfolgreichen 

Formate auch zukünftig großes Potenzial für das Zusammenwachsen des Pro-

grammraums aufweisen.  

 

So konnten grenzüberschreitende Begegnungen und Austausch in der Bodensee-

region zwischen 2015 und 2021 bereits erfolgreich durch den ĂInterreg-Kleinpro-

jektefondsñ der IBK gefördert werden. Weit über 100 Projekte befassten sich mit 

Themen wie Kultur, Bildung, Sport, Umwelt, Soziales, Innovation, Tourismus oder 

Standortförderung. Insgesamt ist daher festzuhalten, dass die IBK mit ihrem Leit-

bild und ihrer Strategie den Programmraum maßgeblich formt. So setzt sich die 

IBK sowohl aus teilnehmenden EU-Mitgliedstaaten (Baden-Württemberg, Bayern 

und Vorarlberg), als auch aus den teilnehmenden Drittstaaten (Schweiz und 

Liechtenstein) zusammen. Die IBK spiegelt somit die Interessen eines Großteils 

des Kooperationsgebiets wieder. Dabei hat sich gezeigt, dass in dem bereits sehr 

weit entwickelten Programmraum gerade durch kleine Projekte mit nur geringem 

Finanzvolumen, dennoch spürbare Verbesserungen herbeigeführt werden kön-

nen. 

 

Eine weitere wichtige grenzüberschreitende Institution ist in der HRK zu sehen, 

die sich u.a. auf die Bereiche Bildung und Wissenstransfer sowie Tourismus kon-

zentriert. Die HRK ist damit ebenfalls eine wichtige Treiberin grenzüberschreiten-

der Projekte im Programmraum. So wurden im deutsch-schweizerischen Arbeits-

bereich der HRK (d.h. Landkreise Waldshut und Lörrach; Kantone Aargau und 
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Schaffhausen) durch einen weiteren Kleinprojektefonds Begegnungs- und Aus-

tauschprojekte zwischen Bürgerinnen und Bürgern, Vereinen, Schulen oder an-

deren Einrichtungen zu vielen Themen gefördert (z.B. Kinder- und Jugendarbeit, 

Bildung, Kultur, Sport, Schule, Tourismus, Natur und Umwelt etc.).  

 

Á Wirtschaftsentwicklung und Herausforderung 
 

Die internationale Bodenseeregion verfügt über eine innovative und höchst dyna-

mische Wirtschaftsstruktur. Im Jahr 2016 waren fast 2 Millionen Beschäftigte im 

produzierenden Gewerbe (zweiter Sektor) und im Dienstleistungsbereich (dritter 

Sektor) tätig, wobei die Gesamtbeschäftigung zwischen 2000 und 2014 um 15% 

gestiegen ist.  

 

Allerdings gibt es in der Wirtschaftsstruktur der Bodenseeregion starke Unter-

schiede. Industrie und Gewerbe sind die zentralen Triebkräfte der Wirtschaftsent-

wicklung, wobei in vielen Teilregionen anteilsmäßig mehr Beschäftigte im zweiten 

Sektor arbeiten, als im jeweiligen nationalen Durchschnitt. In den industriellen 

Zentren, wie dem Raum Friedrichshafen/Ravensburg, dem Rheintal oder in 

Schaffhausen/Singen, arbeiten mehr als die Hälfte der Beschäftigten im produzie-

renden Gewerbe. Wichtig für die wirtschaftliche Entwicklung sind auch unterneh-

mensnahe Dienstleistungen, der Banken- und Versicherungssektor, Unterricht 

und Forschung sowie die öffentlichen Verwaltungen, aber auch der Tourismussek-

tor. Insbesondere der Raum St. Gallen oder die Metropolitanregion Zürich sind 

durch eine starke Dienstleistungsorientierung gekennzeichnet, wohingegen die 

Tourismuswirtschaft insbesondere am Bodensee-Nordufer und in einigen Bergre-

gionen von Bedeutung ist. In den Teilregionen bestehen somit zwar vielfältige wirt-

schaftliche Verflechtungsräume, aber sie umfassen bisher nicht den gesamten 

Programmraum. Mit dem Fürstentum Liechtenstein ist zudem ein starker Pro-

grammpartner im Finanzdienstleistungssektor Teil des Programmraums. 

 

Insgesamt gesehen ist der Programmraum zwar ein starker, aber kein einheitli-

cher und homogener Wirtschaftsraum. Eine bedeutsame Rolle als Hemmfaktor 

spielen dabei nach wie vor die nationalen Grenzen, wobei insbesondere administ-

rative Verfahren an den EU-Außengrenzen zur Schweiz die grenzüberschreitende 

Erbringung von Dienstleistungen durch Unternehmen erschweren. In den Teilre-

gionen bestehen zwar vielfältige wirtschaftliche Verflechtungsräume, aber sie um-

fassen bisher nicht den gesamten Programmraum. Aus diesem Grund hat sich 

Interreg für das Kooperationsprogrammgebiet als ein sehr wichtiges Instrument 

erwiesen, als funktionaler Raum weitere grenzüberschreitende Hemmnisse abzu-

bauen. 
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So gibt es bereits einige grenzüberschreitende Verflechtungsräume, die Ansatz-

punkte für integrierte Entwicklungsmaßnahmen sein könnten. Ein Beispiel ist der 

grenz¿berschreitende funktionale Agglomerationsraum ñRheintalò, f¿r den in 

jüngster Zeit von wissenschaftlicher Seite ein integrierter Entwicklungsansatz ent-

worfen wurde. Der Agglomerationsraum erstreckt sich rund um die Rheinmündung 

im Osten des Bodensees und umfasst ca. 330.000 Einwohner sowie ca. 150.000 

Arbeitsplätze. Er ist durch eine vor allem im Industrie- und Dienstleistungssektor 

starke Wirtschaftsleistung sowie durch ein ausgewogenes Verhältnis von Einwoh-

nern zu Arbeitsplätzen charakterisiert.  

 

Dennoch bestehen im grenzüberschreitenden Wirtschaftsraum entlang der 

schweizerischen, österreichischen, deutschen und auch liechtensteinischen 

Grenzen bei vielen wirtschaftlichen Messgrößen teilweise beträchtliche Unter-

schiede zwischen den Teilregionen. Dies gilt für die Lohnstückkosten, die Kauf-

kraft, die Steuerbelastung und insbesondere für das Bruttoinlandsprodukt pro 

Kopf sowie die amtlichen Arbeitslosenquoten. Zudem besteht vor allem in Bezug 

auf die Schweiz ein erhebliches Lohngefälle über die Grenzen hinweg, das sich 

durch die schwankende Wertentwicklung des Euro gegenüber dem Schweizer 

Franken in den vergangenen Jahren mehrmals deutlich verstärkt hat. Dieses 

Lohngefälle macht den Schweizer Arbeitsmarkt - zu Lasten der anderen Teilregi-

onen - seit langem insbesondere für qualifizierte Arbeitnehmer aus den angren-

zenden Nachbarregionen sehr interessant. Die damit einhergehenden Lohn- und 

Preisunterschiede sowie die grenzüberschreitende Dynamik auf dem Arbeits-

markt erzeugen gleichzeitig auch einen starken motorisierten Grenzverkehr (v.a. 

Grenzpendler und grenzüberschreitendes Einkaufen). 

 

 

 

 

 

 

 

 

Da Interreg jedoch nur begrenzt Mittel zur Verfügung stehen, ist eine Konzentra-

tion auf diejenigen Herausforderungen erforderlich, bei denen durch das Interreg-

ABH-Programm auch tatsächlich Verbesserungen herbeigeführt werden können. 

Eine Angleichung des Lohngefälles stellt daher eine Herausforderung dar, deren 

Bewerkstelligung anderen Förderprogrammen vorbehalten bleibt. 
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Á Ungleiche Pendlerströme auf dem grenzüberschreitenden Arbeitsmarkt 
 

Der Programmraum ist durch eine grenzüberschreitende Vernetzung der regiona-

len Arbeitsmärkte rund um den Bodensee gekennzeichnet. Schon seit vielen Jah-

ren findet über die nationalen Grenzen zwischen Deutschland, Österreich, Liech-

tenstein und der Schweiz ein reger Austausch von Arbeitskräften statt. Erheblich 

erleichtert wurde dieser Austausch durch die EWR-Mitgliedschaft Liechtensteins 

(1994) und den Abschluss des bilateralen Vertrags zwischen der EU und der 

Schweiz (2002). Seitdem unterliegt die EU-Personenfreizügigkeit für Staatsbürger 

der Bodensee-Anrainerstaaten keinen wesentlichen Beschränkungen mehr.  

 

Weitere wichtige Triebkräfte für die Arbeitskräftemobilität sind die oben erwähnten 

Lohn- und Gehaltsunterschiede sowie das Fehlen einer sprachlichen Barriere, da 

im Programmraum Deutsch gesprochen wird.  

 

Die Dynamik des grenzüberschreitenden Arbeitsmarkts in der Bodenseeregion 

zeigt sich in der langfristigen Entwicklung der Grenzpendlerströme (2010-2017). 

Insgesamt fand in diesem Zeitraum ein deutlicher Anstieg der grenzüberschrei-

tenden Arbeitsmobilität statt, der mit einer allgemein positiven Beschäftigungsent-

wicklung in den einzelnen Bodensee-Teilregionen einhergeht. Da der Anstieg der 

Zahl an Grenzgängern größer ausfällt, als der Zuwachs in der Beschäftigung, er-

höhte sich der Anteil der Grenzgänger aus den vier Bodensee-Anrainerstaaten an 

allen Erwerbstätigen in der Bodenseeregion zwischen 2010 und 2017 von 2,1 auf 

2,4 Prozent. Besonders ausgeprägt ist die Bedeutung der Grenzgänger für den 

liechtensteinischen Arbeitsmarkt. Dort stieg der Anteil der Grenzgänger an den 

gesamten Erwerbstätigen zwischen 2010 und 2017 von 50,9 auf 54,4 Prozent.  

 

Die engen aber auch unausgewogenen Verflechtungsbeziehungen auf dem 

grenzüberschreitenden Arbeitsmarkt führen insgesamt entweder zu positiven oder 

negativen Grenzpendler-Salden. Für die Schweizer Bodensee-Teilregion und 

Liechtenstein ergibt sich jeweils ein positiver Pendlersaldo, da mehr Arbeitnehmer 

aus den benachbarten Teilregionen zu ihnen einpendeln, als gebietsansässige 

Arbeitnehmer in die umliegenden Teilgebiete auspendeln. Dementgegen ergibt 

sich sowohl für die deutsche Bodensee-Teilregion als auch für Vorarlberg ein ne-

gativer Pendlersaldo. In diesen Regionen pendeln mehr dort lebende Arbeitneh-

mer in die umliegenden Teilgebiete aus, als Arbeitnehmer aus den Nachbarregio-

nen zu ihnen einpendeln. Dies mag für die beiden Regionen zurzeit noch nicht 

problematisch sein, kann aber künftig, in Verbindung mit einer langfristig negati-

ven demografischen Entwicklung der dortigen Erwerbsbevölkerung, durchaus zu 
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einem Hindernis für die eigene wirtschaftliche Entwicklung werden (Fachkräfte-

mangel). Insgesamt pendeln jährlich ca. 50.000 Grenzgänger in die unterschied-

lichen Regionen des Programmraums. Insoweit leistet das Interreg-ABH-Pro-

gramm auch im Bereich des Grenzverkehrs innerhalb des Programmraums durch 

grenzüberschreitende Projekte einen wichtigen Beitrag bei der Bewerkstelligung 

der Pendlerströme. Kostenintensive Infrastrukturprojekte sollen hingegen nicht 

gefördert werden. Da die zur Verfügung stehenden Mittel des Programms be-

grenzt sind, liegt die Konzentration hier auf Projekten mit nur mittelgroßem Finanz-

volumen, wie beispielsweise Mobilitätsstrategien.  

 

Dabei darf jedoch nicht verkannt werden, dass trotz positiver oder negativer Pend-

lersalden, der Fachkräftemangel im gesamten Kooperationsprogrammgebiet ein 

ernstzunehmendes Problem darstellt. Um in diesem Fall auch künftig eine positive 

wirtschaftliche Entwicklung sicherzustellen, müssen Ăkompensatorischeñ Entwick-

lungen in Form eines Zuzugs von externen Arbeitskräften erfolgen. Damit dies 

gelingen kann, sieht zum Beispiel die IBK gemeinsame Anstrengungen für eine 

bessere Wahrnehmbarkeit der Region als attraktiver Wirtschaftsraum als zwin-

gend notwendig an. Insgesamt ist hier zu erwarten, dass bereits mit wenigen 

grenzüberschreitenden Projekten mit kleinem bis mittelgroßem Finanzvolumen 

bereits deutliche Verbesserungen erzielt werden können. 

 

Á Herausforderungen des demografischen Wandels auf dem Arbeitsmarkt 
 

Ein deutliches Risiko kann zudem aus der Alterung und dem Rückgang der Er-

werbsbevölkerung entstehen, da eine abnehmende Arbeitskräfteverfügbarkeit 

(insbes. Fachkräfte und hochqualifizierte Arbeitskräften) die Aufrechterhaltung der 

Wettbewerbsfähigkeit des grenzüberschreitenden Wirtschaftsstandorts zusätzlich 

weiter gefährden kann.  

 

Diese Gefahr zeigt sich in ausgeprägter Form gerade in den Kantonen der Ost-

schweiz. Hierbei spielt u.a. auch die Attraktivität des Arbeitsorts eine Rolle. So 

kehren Studierende nach ihrem Studium nicht mehr in die Ostschweiz zurück, so 

dass es in vielen Berufsfeldern beträchtliche Engpässe bei der Verfügbarkeit von 

qualifizierten Fachkräften (insbes. Technische Berufe, Humanmedizin und Phar-

mazie, aber auch im Bereich der Informatik und Pfleg) gibt.  

Mittel- bis langfristig wird sich die Verfügbarkeit von qualifizierten Fachkräften in 

der gesamten Bodenseeregion weiter verschärfen, da die nachstehende Prog-

nose für die erwartete Bevölkerungsentwicklung bis 2030 einen deutlichen Rück-

gang des Anteils der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (d.h. Personen zwi-

schen 20 und 64 Jahren) an der Gesamtbevölkerung aufzeigt (siehe Schaubild 2). 
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Dennoch kann der demografische Wandel nicht grundsätzlich als Problem gese-

hen werden, da er zwar offensichtliche Risiken mit sich bringt, aber auch neue 

Chancen eröffnet (Stichwort Silver Economy: als System der Produktion, Vertei-

lung und des Verbrauchs von Waren und Dienstleistungen, das darauf abzielt, das 

Kaufpotential älterer und alternder Menschen zu nutzen und ihre Konsum-, Le-

bens- und Gesundheitsbedürfnisse zu befriedigen).  

 

 
 

Á Räumliche Unterschiede beim Forschungs-, Entwicklungs- und 
Innovationspotenzial 

 

Im Bereich der Wissensökonomie verfügt der Programmraum bereits über wich-

tige Potenziale, sowohl wegen der vielen im Programmraum bestehenden Univer-

sitäten, Fachhochschulen und Forschungseinrichtungen, als auch aufgrund der 

im Programmraum ebenfalls ansässigen forschungsintensiven Betriebe und High-

Tech-Unternehmen insbesondere im Bereich der Bio- und Nanotechnologie.  

Mit den renommierten Universitäten in St. Gallen, Konstanz und Zürich sowie den 

zahlreichen führenden (Fach-)Hochschulen nördlich und südlich des Bodensees 

besitzt die internationale Bodenseeregion ein wichtiges wissenschaftliches Poten-

zial zur Erforschung und Entwicklung zukunftsorientierter Technologien. In der in-

ternationalen Bodenseeregion gibt es 35 Hochschulstandorte, an denen im Jahr 

2015 insgesamt 120.678 Studierende eingeschrieben waren. Davon studierten 

mehr als die Hälfte an einer der sieben Universitäten (66.667 Studierende), wo-

hingegen der Rest an den 28 anderen Hochschulen (54.011 Studierende) einge-

schrieben war. Die Geschlechterverteilung war nahezu ausgeglichen (rund 47% 

Frauenanteil). Etwas weniger als zwei Drittel der im Programmraum bestehenden 
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Universitäten und Hochschulen sowie ein Großteil der insgesamt eingeschriebe-

nen Studierenden befindet sich jedoch auf der Schweizerischen Seite. Allerdings 

betont das Hintergrunddokument zum räumlichen Leitbild der IBK von 2017 auch, 

dass die Zusammenarbeit von öffentlichen Forschungseinrichtungen und Unter-

nehmen (z.B. im Rahmen von regionalen Innovationssystemen und Clustern) 

noch nicht sehr stark ausgebaut ist. Einige Projekte wie das Interreg-Projekt ĂDi-

agnetñ oder das Interreg-Kleinprojekt ĂLabor 4.0ñ zur Digitalisierung im Laborbe-

reich zeigen aber, dass hier großes Potenzial besteht. Andere Kooperationen fo-

kussieren sich dabei auf einzelne Teilräume der Bodenseeregion und nur wenige 

sind grenzüberschreitend aufgestellt. Grundsätzlich sind die zentralen Elemente 

gegeben, um die Chancen und Potenziale der Wissensökonomie und der Digita-

lisierung zu nutzen und für die Region einen veritablen Mehrwert durch internati-

onale Kooperation zu schaffen. Notwendig ist allerdings ein konsequenter, grenz-

überschreitender Ansatz, um diese Elemente nutzbringend zusammenzuführen.  

 

Im Programmraum besteht außerdem schon seit langem ein wichtiges grenzüber-

schreitendes Netzwerk, das zur Erschließung der Potenziale im Bereich der Wis-

sensºkonomie beitrªgt: Die ĂInternationale Bodensee-Hochschuleñ (IBH). Mit der 

IBH verfügt der Programmraum heute über den größten grenzüberschreitenden 

Verbund von verschiedenen Hochschulen in Europa. Die IBH wurde 1999 auf Ini-

tiative der IBK gegründet und umfasst den Großteil der 35 Universitäten und Hoch-

schulen in der Bodenseeregion. Die 27 IBH-Standorte sind intern auf themati-

schen Plattformen und auch extern mit weiteren Hochschulen vernetzt. Für die 5. 

Leistungsvereinbarung mit der IBK hat die IBH für ihre Weiterentwicklung spezifi-

sche Zielsetzungen für zwei strategische Handlungsebenen entwickelt (siehe Ta-

belle 3).  

 

 
 

In den vergangenen Jahren hat die IBH, mit Unterstützung durch die IBK und des 

Interreg-Programms ABH, zahlreiche Kooperationsprojekte durchgeführt. Als Ver-

bund von insgesamt 27 Universitäten und Hochschulen im gesamten Programm-

raum handelt es sich hierbei regelmäßig um Projekte, die ausschließlich über ein 

grenzüberschreitendes Förderprogramm gefördert werden können. Dabei ist auch 



 

 

 

 

Wir fördern Europa 

 

19 / 100 

 

zu berücksichtigen, dass IBH-Projekte sich gerade dadurch auszeichnen, dass 

sowohl die Universitäten und Hochschulen der Schweiz, als auch des Fürsten-

tums Liechtenstein hierbei integriert werden. Insoweit scheint das ABH-Programm 

geradezu prädestiniert zu sein, dieses Erfolgskonzept weiterhin zu unterstützen.  

Ein gutes Beispiel ist die 2016 erfolgte gemeinsame Einrichtung der ĂIBH-Labsñ 

(Netzwerke regionaler Hochschulen und Praxis-Partner für Forschung und Inno-

vation), mit denen neue bodenseeweite Forschungs- und Innovationsnetzwerke 

von Hochschulen und Praxispartnern eingerichtet wurden, die regional bedeut-

same Themen über mehrere Jahre hinweg bearbeiten. Die IBH-Labs sollen so zu 

einem nachhaltigen Wissens-, Innovations- und Technologietransfer und damit 

zur Standortattraktivität beitragen. Das Projekt hat zudem im Jahr 2017 die inter-

nationale Auszeichnung ĂCross-Border Award Sail of Papenburgñ der AGEG ge-

wonnen. 

 

Für die 6. Leistungsvereinbarung (2022 bis 2025) sollen die erfolgreichen IBH-

Labs unter dem Thema ĂBewªltigung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 

Folgen des digitalen Strukturwandels in der Bodenseeregionò neu ausgerichtet 

werden. Die IBH soll zusätzlich dazu beitragen, technologische, wirtschaftliche 

und gesellschaftliche Innovationen in Bildung, Forschung und Wissenstransfer 

durch die grenzüberschreitende Kooperation der Hochschulen und in Zusammen-

arbeit mit der Praxis zu entwickeln. Sie soll hierbei auch einen Beitrag zur regio-

nalen Wertschöpfung und Wettbewerbsfähigkeit der Bodenseeregion in der digi-

talen Transformation leisten. Im Sinne evidenzbasierter Entscheidungsprozesse 

in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft soll dafür Sorge getragen werden, dass die 

Erkenntnisse ihrer Projekte in innovativen Formaten für die relevanten Anspruchs-

gruppen aufbereitet werden und damit gesellschaftliche Wirksamkeit erzeugen 

(Politik- und Gesellschaftsberatung). Schließlich soll die IBH ihre Mitgliedshoch-

schulen bei der kooperativen Weiterentwicklung von Hochschulprojekten in Bil-

dung, Forschung und Verwaltung unterstützen. Um hierbei die begrenzten Mittel 

des Interreg ABH-Programms zielführend und für den Programmraum gewinnbrin-

gend einzusetzen, wurde eine spezielle Methodik für die Projektauswahl entwi-

ckelt. Auf diese Weise ist sichergestellt, dass ausschließlich für das Kooperations-

gebiet wertvolle Projekte gefördert werden. 
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1.2.2 Handlungsbedarfe 

Letztlich ergeben sich, neben den aktuellen Themen Digitalisierung sowie Arten- 

und Klimaschutz, aus den dargestellten Herausforderungen insgesamt 17 ge-

meinsame Handlungsbedarfe für den Programmraum Alpenrhein-Bodensee-

Hochrhein: 

(1) Stärkung der Innovationskraft durch grenzüberschreitende Vernetzung der re-

gionalen Wissens- und Innovationssysteme bzw.  durch Optimierung von deren 

Potenzial.  

(2) Forcierung des nachhaltigen industriellen Wandels durch grenzüberschrei-

tende Cluster, Kooperationen und Unterstützungsstrukturen bzw. durch den Ein-

satz umwelt- bzw. ressourcenschonender Verfahren. 

(3) Bewältigung der Herausforderungen und Nutzung der Potenziale der digitalen 

Transformation.  

(4) Beseitigung von Hindernissen für grenzüberschreitend wirtschaftliches Tätig-

werden bzw. grenzüberschreitendes Arbeiten.  

(5) Proaktiver Umgang mit den aus den Folgen des Klimawandels bzw. aus 

menschlichen Tätigkeiten herrührenden (Natur)Risiken.  
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(6) Schutz / Pflege von Naturräumen und Kulturlandschaften, Verbesserung der 

Biodiversität und ökologischen Konnektivität, Verringerung der Umwelt- und Luft-

verschmutzung.  

(7) Identifizierung, Aufwertung und Sichtbarmachung gemeinsamer Kultur- und 

Naturpotenziale (UNESCO-Welt- und Naturerbe, Kulturrouten des Europarats und 

andere), u. a. durch engere Zusammenarbeit der Trägerstrukturen.  

(8) Ausweitung der gemeinsamen Vermarktung und Entwicklung neuer Produkte 

und Prozesse zum nachhaltigen Kultur- und Naturtourismus.  

(9) Stärkung der zukunftsfähigen Kompetenzen in der Region durch grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit der Schulen, (Fach)hochschulen, u.a. der IBH, so-

wie der Fort- und Weiterbildungsträger.  

(10) Verbesserung der länderübergreifenden Abstimmung bzw. des länderüber-

greifenden Handelns zur Behebung des Fachkräftemangels.  

(11) Beseitigung von Hindernissen bzw. grenzüberschreitende Abstimmung zur 

Schaffung und /oder gemeinsamen Nutzung von regionalen bzw. lokalen Einrich-

tungen und Infrastrukturen der Daseinsvorsorge.  

(12) Schaffung grenzüberschreitender Innovationen im Gesundheits- und Sozial-

bereich, u.a. im Kontext der Covid-19 Pandemie.  

(13) Länderübergreifende Abstimmung im Raumordnung- und Flächennutzungs-

bereich und Einrichtung grenzüberschreitender Träger- und Kooperationsstruktu-

ren bzw. Verbesserung von deren Funktionieren.  

(14) Erhöhung des Beitrags der Region zu den Zielen des Pariser Klimaabkom-

mens durch grenzüberschreitende Verbesserung des ÖPNV, der Elektromobilität 

sowie durch Verstärkung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in den Be-

reichen des Klimaschutzes und Energie.  

(15) Länderübergreifende Abstimmung im Verkehrsbereich und Verbesserung der 

überregionalen und innerregionalen Verkehrsver- und -anbindungen.  

(16) Weiterentwicklung des Programmraums zu einem gemeinsamen identitäts-

stiftenden Kulturraum mit hoher Lebensqualität durch intensive interkulturelle und 

zivilgesellschaftliche Kooperation.  

(17) Optimierung der grenzüberschreitenden Governance durch Verbesserung 

der Problemlösungsfähigkeit mancher politisch-administrativer Kooperations-

strukturen. 

 

 

 

 



 

 

 

 

Wir fördern Europa 

 

22 / 100 

 

1.2.3 Politische Ziele 

 

Á Politisches Ziel 1: Innovation, fortschrittliche Technologie und Digitalisie-

rung 

 

Im Programmraum besteht bereits seit vielen Jahren eine intensive grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit bei Forschung und Entwicklung (FuE) sowie Inno-

vation. Die Potenziale sind im Programmraum allerdings nicht gleich verteilt: auf 

deutscher Seite gibt es entlang des Hochrheins neben Fernfachhochschulen nur 

die Duale Hochschule Lörrach. Es besteht aber die Möglichkeit, dass Unterneh-

men am Hochrhein mit Hochschulpartnern in Winterthur, Konstanz, Basel, Zürich 

oder Furtwangen kooperieren. Eine ähnliche Situation ergibt sich im Allgäu mit nur 

einer Hochschule in Kempten oder in Vorarlberg, welches über keine eigene Uni-

versität verfügt, Kooperationen aber mit der nahegelegenen Universität Innsbruck 

eingehen kann. Insgesamt zählt der Programmraum trotzdem zu den leistungsfä-

higsten Wirtschaftsräumen in Europa, so dass über das ABH-Programm auch mit 

geringen Mitteln Lücken geschlossen und dadurch auf geeignete Weise ein we-

sentlicher Beitrag für das Kooperationsprogrammgebiet geleistet werden kann. 

Dabei ist er jedoch in groÇen Teilen eine ĂWachstumsregion im Verborgenenñ: 

zahlreiche global tªtige Unternehmen, aber auch eine Vielzahl von ĂHidden Cham-

pionsñ haben ihren Standort in der Region und sind dort stark verankert. Die Wirt-

schaftsstruktur ist stark durch technologiegetriebene Industrieunternehmen mit 

hohen Exportanteilen geprägt. In der Weiterentwicklung der grenzüberschreiten-

den Zusammenarbeit und Integration in Bezug auf Innovation sieht deshalb auch 

das Border Orientation Paper (BOP) Potenzial. Gemäß BOP beträgt der Anteil der 

Bevölkerung in den Sektoren Hochtechnologie-Fertigung und Wissensintensiv 

(HT KIS) in der EU 3,98 %. Die Anteile in Baden-Württemberg und Bayern betra-

gen 5,04 % bzw. 4,90 %, für Westösterreich 3,33 % und in der Schweiz auf natio-

naler Ebene 6,09 %. Die zahlreichen, oft kleinen- und mittelständischen High-

Tech-Unternehmen bieten damit eine Vielzahl von hochattraktiven Arbeits- und 

Ausbildungsplätzen. Allerdings gibt es in der Wirtschaftsstruktur der Bodenseere-

gion starke Unterschiede. Industrie und Gewerbe sind die zentralen Triebkräfte 

der Wirtschaftsentwicklung, wobei in vielen Teilregionen anteilsmäßig mehr Be-

schäftigte im zweiten Sektor arbeiten, als im jeweiligen nationalen Durchschnitt.  

 

Hinzu kommt, dass die Digitalisierung die Vorteile der räumlichen Nähe zuneh-

mend in Frage stellt. Im Zuge der Digitalisierung kann räumliche Nähe obsolet 

werden, da Wissenstransfer über größere Distanzen und damit global möglich 

wird. Dies ermöglicht es Wirtschaft und Forschung Kooperationen zunehmend 

spezialisiert und mit dem am Markt ñBestenò einzugehen. Die Hochschulen kön-

nen sich so auch weiter spezialisieren, was nicht gleichzeitig auch bedeuten muss, 
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dass die Wirtschaft im regionalen Umfeld den entsprechenden Wirtschaftspartner 

für Innovation oder angewandte Forschung bereithält. 

 

Mit der IBH verfügt die Programmregion als Forschungs- und Innovationsstandort 

mit 27 partizipierenden Hochschulen aus vier Ländern über den größten grenz-

überschreitenden und hochschulartenübergreifenden Verbund Europas. Sie ist 

ein Motor für grenzüberschreitende Forschungs- und Innovationsprojekte und för-

dert die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Hochschulen, Wirt-

schaft und Gesellschaft in der Bodenseeregion.  

 

Betrachtet man diese Aktivitªten aus dem Blickwinkel des Konzepts der Ăgrenz-

¿berschreitenden regionalen Innovationssystemeñ (Cross-border Regional Inno-

vation Systems, CBRIS) und berücksichtigt dabei die drei (idealtypischen) Ent-

wicklungsstufen des grenzüberschreitenden Regionalen Innovationssystems (Re-

gional Innovation System - RIS) dann entspricht der gegenwärtige Gesamtzustand 

im Programmraum am ehesten dem eines Ăteilintegrierten grenzüberschreitenden 

Innovationssystemsñ. Insoweit besteht hier die Möglichkeit durch die Förderung 

weniger Projekte punktuell Verbesserungerungen herbeizuführen und auf diese 

Weise dennoch einen bedeutenden Beitrag zu leisten, der den Gesamtzustand 

des Programmraums wesentlich weiterentwickelt.  

 

In einem CBRIS sollen Synergiepotenziale und Komplementaritäten in einer Viel-

zahl von Wirtschaftszweigen beiderseits der Grenze vollkommen genutzt werden. 

Unterstützt durch eine stärkere Institutionalisierung soll im CBRIS auch eine sehr 

hohe Akteur-Akzeptanz des grenzüberschreitenden Kooperationsansatzes beste-

hen und zudem ein symmetrisch-interaktiver Austausch von Wissen und Fähig-

keiten zwischen den sich integrierenden RIS / Nationalen Innovationssystemen 

(National Innovation System ï NIS) sowie mit der globalen Ebene stattfinden.  

 

Der Erfolg eines grenzüberschreitenden RIS hängt davon ab, wie gut Forschungs-

aktivitäten grenzüberschreitend zusammengeführt werden können und wie dieses 

Wissen in der Folge zu den Unternehmen gelangt, die es dann in innovative Pro-

dukte und Prozesse umsetzen können.  

 

Aus der IBK-Strategie sowie den Dialogen der IBK-Digitalisierungsinitiative und 

des Denkraum-Transfers zur IBK-ĂWissensregionñ ergab sich das einheitliche Er-

gebnis, dass starke Unterschiede in den regionalen Innovationssystemen vorhan-

den sind, man diese aber akzeptieren und als Chance nutzen sollte. Im Fokus der 

IBK steht daher die optimale Vernetzung und Weiterentwicklung der bestehenden 

regionalen Wissens- und Innovationssysteme.  
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Mittelfristig (also bis 2029) soll ein deutlicher Beitrag zum innovativen und intelli-

genten sozioökonomischen Wandel im gesamten Programmraum geleistet wer-

den. Dies soll, vor allem durch die Stärkung und den Ausbau grenzüberschreiten-

der ĂBr¿ckenstrukturenñ, insbesondere der Internationalen Bodenseehochschule 

(direktes Ergebnis), die Stärkung bestehender und den Aufbau neuer grenzüber-

schreitender Cluster (direktes Ergebnis), die weitere Zunahme der Akzeptanz des 

grenzüberschreitenden Innovationssystems durch die verschiedenen Akteure im 

Programmraum (indirektes Ergebnis) und die Zunahme der ĂDichteñ des grenz-

überschreitenden Governance-Rahmens (gemeinsame Strukturen und Konzepte) 

im Bereich Forschung, Entwicklung und Innovation (indirektes Ergebnis) erfolgen. 

 

Dabei ist es wichtig, dass die Unternehmen im Programmraum, bei denen es sich 

oft um kleine- und mittelständische High-Tech-Unternehmen, mit einer Vielzahl 

von hochattraktiven Arbeits- und Ausbildungsplätzen, handelt, dabei unterstützt 

werden, sich auf die aktuellen und zukünftigen betrieblichen Herausforderungen 

(intelligente Spezialisierung, Digitalisierung, Fachkräftemangel, anhaltender 

Strukturwandel etc.) einzustellen und Synergieeffekte der Smart Specialisation 

Strategien zu nutzen.  

Die Digitalisierung soll schließlich auch Vorteile für die Bürger, Unternehmen und 

Behörden im Programmraum nutzbar und erlebbar machen (bspw. im Rahmen 

des gemeinsamen Kultur- und Naturpotenzials oder durch digitale Dienste im 

ländlichen Raum). 

 

Das PZ1 weist dabei auch eine hohe Deckungsgleichheit mit den Kernbotschaften 

der Neuen Regionalpolitik (NRP) der Schweiz auf. Das Hauptziel der NRP ist die 

Stärkung von Innovation, Wertschöpfungen und Wettbewerbsfähigkeit im ländli-

chen Raum und den Grenzregionen. Der Fokus liegt im ersten Förderschwerpunkt 

"Industrie" auf der Innovationsförderung für KMU in den Regionen. Über die NRP 

soll die Innovationsfähigkeit der KMU durch den regionalen Austausch zwischen 

Unternehmen und Bildungs- und Forschungseinrichtungen gefördert werden. Seit 

dem Jahr 2020 liegt zudem ein verstärkter Fokus auf den Bereich der Digitalisie-

rung.   

 

Á Politisches Ziel 2: Umwelt- und Klimaschutz  

 

Der Programmraum verfügt über umfangreiche und vielgestaltige Naturräume so-

wie über historisch gewachsene Kulturlandschaften, die zur Attraktivität des Pro-

grammraums und zur Lebensqualität seiner Bewohner beitragen, zudem aber 

auch vielfältige und wichtige Ökosystemdienste bereitstellen. Der Bodensee ist 

dabei das zentral gelegene und grenzbildende natürliche Element, gleichzeitig 
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aber gerade auch ein wertvolles und sensibles Ökosystem. Er ist nach dem Gen-

fer See und dem Plattensee der drittgrößte Binnensee Mitteleuropas. Auf Baden-

Württemberg entfällt der größte Teil der Gesamtuferlänge des Bodensees (155 

km von insgesamt 273 km), gefolgt von der Schweiz (72 km), Österreich (28 km) 

und Bayern (18 km). Seine gemeinsame Bewirtschaftung erfolgt schon seit langer 

Zeit durch mehrere Internationale Kommissionen in denen die drei direkten Anlie-

gerstaaten (Deutschland, Schweiz und Österreich), aber teilweise auch das Fürs-

tentum Liechtenstein, im Rahmen von Expertengruppen und regelmäßigen poli-

tisch-administrativen Konsultationen zusammenarbeiten.  

Diese gemeinsame Bewirtschaftung zum Schutz der Umwelt- und Wasserqualität 

des Bodensees ist von zentraler Bedeutung, da der See die Grundlage für die 

dortige Binnenfischerei ist und vor allem als bedeutender Trinkwasserspeicher 

fungiert, aus dem rund fünf Millionen Menschen täglich ihr Trinkwasser beziehen. 

Ein wichtiges gemeinsames Instrument für die laufende grenzüberschreitende Ar-

beit ist das ĂBodensee-Wasserinformationssystemñ (BOWIS) der Internationalen 

Gewässerschutzkommission für den Bodensee (IGKB), das bereits 2002 für das 

gesamte Bodensee-Einzugsgebiet eingerichtet wurde. Zudem wirkt der Bodensee 

mit seinem spezifischen Mikroklima auf den im direkten Umfeld praktizierten Ge-

müse- und Obstanbau ein (Thurgau, Insel Reichenau, Nordufer des Bodensees). 

Hierbei handelt es sich um eines der größten Obstanbaugebiete der Europäischen 

Union. Es ist aus Sicht der Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln von 

besonderer Bedeutung, prägt daneben aber auch insgesamt die Attraktivität der 

ihn umgebenden Kulturlandschaften und Städte, die alljährlich von unzähligen 

Touristen besucht werden. Hieraus können sich jedoch negative Effekte für den 

Bodensee selbst ergeben (Umwelt- und Luftverschmutzung, Siedlungsdruck).  

Neben dem Bodensee selbst gibt es im Programmraum auch noch ein großes 

Potenzial an vielfältigen Kulturlandschaften und Naturräumen gerade auch ent-

lang des Hochrheins oder des Alpenrheins (zum Beispiel Ufer- und Böschungs-

bereiche entlang des Rheins, größere unberührte oder naturnahe Gebiete wie das 

Hochgebirge mit Fels-, Gletscher-, Wald- und Offenlandbereichen, aber auch Au-

enlandschaften oder Magerbiotope mit ihrem hohen Wert für den Artenschutz) mit 

ökologisch bedeutsamen Naturschutz- und Landschaftsschutzgebieten von natio-

naler, europäischer und sogar weltweiter Bedeutung (bspw. die Naturschutzge-

biete Wollmatinger Ried und Rheindelta). Die bisherige Zusammenarbeit im Pro-

grammraum hat zudem zur Schaffung von zwei grenzüberschreitenden Naturpar-

ken geführt, nämlich dem grenzüberschreitenden Naturpark ĂNagelfluhkette - All-

gäu / Bregenzerwaldñ an Grenze zwischen Bayern und Vorarlberg (geschaffen 

2008) und dem ĂSchweizerisch-Deutschen Regionalen Naturpark Schaffhausenñ 

an der Grenze zwischen dem Kanton Schaffhausen und Baden-Württemberg (ge-

schaffen 2012). Der Schutz und Erhalt dieser Natur- und Kulturlandschaften leistet 
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somit einen entscheidenden Beitrag zur Sicherung der nachhaltigen Entwicklung 

und der Lebensqualität im gesamten Programmraum. Handlungsbedarf besteht 

bspw. noch am Bodensee, wo es in Deutschland mehrere Natura 2000-Schutzge-

biete gibt, in Österreich oder in der Schweiz (dort als Smaragdgebiete bezeichnet) 

jedoch keine. 

Nicht unberücksichtigt bleiben darf, dass der Programmraum durch seine touristi-

sche und wirtschaftliche Attraktivität zu entsprechenden Tourismus- und Grenz-

pendlerströmen führt, welche sich negativ auf die Umwelt und Luftreinhaltung aus-

wirken und gleichzeitig der Klimawandel den Programmraum weiterhin vor Her-

ausforderungen stellt (siehe unten). Hier gilt es grenzübergreifende Projekte zu 

fördern, die die wesentlichen Verursachersektoren im Fokus haben (Verkehr, In-

dustrie, Landwirtschaft, Gebäude, Tourismus, etc.) und hierfür Abhilfe schaffen 

wollen (Radwege, Wanderwege, etc.). 

Angesichts dieser Ausgangslage soll im Programmraum langfristig die bisherige 

Umwelt- und Lebensqualität weiter erhöht und auch ein hohes Niveau an Klima- 

und Katastrophenresilienz aufgebaut werden, sodass im Falle des Auftretens von 

Gefährdungen oder Risiken die wesentlichen systemischen Funktionen, Struktu-

ren und Prozesse in Gesellschaft und Umwelt in vollem Umfang erhalten werden 

können.  

Á Politisches Ziel 4: Ein sozialeres und integrativeres Europa, das die euro-

päische Säule sozialer Rechte umsetzt 

Der demographische Wandel sowie die Konsequenzen der Covid19-Pandemie für 

die Kultur- und Tourismusbranche sind Herausforderungen, welche die im Pro-

grammraum lebenden und arbeitenden Bürgerinnen und Bürger direkt betreffen. 

Oft sind diese Bereiche miteinander eng verflochten: So ist die Tourismuswirt-

schaft gerade am Bodensee-Nordufer und in einigen Bergregionen von besonde-

rer Bedeutung für den Arbeitsmarkt und deshalb ist diese als Möglichkeit des kul-

turellen Austausches, Wirtschaftszweig und Arbeitsplatz von den Auswirkungen 

der COVID19-Pandemie besonders betroffen. Ebenso leiden die Kulturschaffen-

den und der kulturelle Austausch unter den geschlossenen Grenzen bzw. Reise-

beschränkungen und Abstandsregeln. Gleichzeitig befeuert die COVID19-Pande-

mie den Ausbau der digitalen Infrastruktur und das Arbeiten von zuhause aus bzw. 

das mobile Arbeiten. Dies setzt jedoch neben der eigentlichen Digitalisierung (För-

derung durch das SZ 3), auch die Kenntnis und Bereitschaft der Betroffenen vo-

raus, die Früchte der Digitalisierung auch zu nutzen bzw. nutzen zu können. Digi-

tale Gesundheitsdienste oder Bildungsangebote werden deshalb zukünftig sicher-

lich an Bedeutung zunehmen. Dabei darf aber nicht vergessen werden, dass Bil-

dung und Gesundheit auch ohne die COVID19-Pandemie Sektoren sind, in denen 

im Programmraum Verbesserungsbedarf besteht. Angestrebt wird vor diesem 
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Hintergrund, insbesondere durch Bildungsangebote und deren Förderung, den 

Fachkräftemangel zu mildern und die Vergleichbarkeit von Abschlüssen zu ver-

bessern. Ebenso sind Kultur und Tourismus außerhalb der COVID19-Pandemie 

Bereiche, die im grenzüberschreitenden Kontext betrachtet und zukunftsfähig ge-

macht werden sollen. 

Mittel und langfristig, soll der Programmraum damit möglichst resistent gegen zu-

künftige Pandemien oder Katastrophen gemacht und das Bildungs- und Gesund-

heitsniveau verbessert werden. 

Mit dem Tourismus wird im PZ4 ein weiterer Schwerpunkt der Neuen Regionalpo-

litik 2016-2023 (NRP) der Schweiz abgedeckt. Im Tourismusbereich unterstützt 

die NRP die Tourismuswirtschaft bei der Bewältigung des Strukturwandels und 

will die Tourismusdestinationen wettbewerbsfähiger machen. 

 

Á Interreg Spezifisches Ziel: Bessere Verwaltungszusammenarbeit 

 

Der Programmraum ist einer der wenigen Ăkomplexen Interreg-Programmrªumeñ 

in Europa, da dort die grenzüberschreitende Zusammenarbeit seit jeher in einem 

multilateralen Kontext und zudem an EU-Außengrenzen stattfindet. Hier arbeiten 

drei Bundesländer aus den beiden EU Mitgliedstaaten Deutschland und Öster-

reich mit mehreren Kantonen aus der Schweiz und dem Fürstentum Liechtenstein 

zusammen.  

Zudem bestehen bereits seit langer Zeit mehrere grenzüberschreitende politisch-

administrative Kooperationsstrukturen, die aber nicht immer das gesamte Koope-

rationsprogrammgebiet abdecken [bspw. die Internationale Rheinregulierung und 

die Gemeinsame Rheinkommission, die Internationale Bodensee-Konferenz, die 

Hochrheinkommission, etcé]. Im Rahmen dieser dauerhaften Strukturen findet 

die Zusammenarbeit zwischen den nationalen und regionalen Regierungen sowie 

ihren Fachverwaltungen entweder zu einem speziellen Thema oder aber zu meh-

reren Themen gleichzeitig statt. Zudem bestehen noch andere dauerhafte Koope-

rationsstrukturen und Netzwerke, die mit ihrer laufenden themenspezifischen oder 

themenübergreifenden Arbeit ebenfalls zur grenzüberschreitenden Governance 

beitragen (bspw. die Bodensee-Stiftung, die Internationale Bodensee Tourismus 

GmbH, etcé). 

Obwohl dieses grenzübergreifende Governance-System einen geringen Grad an 

rechtlicher Formalisierung aufweist [d.h. Fehlen von gemeinsamen öffentlich-

rechtlichen Kooperationsstrukturen wie Grenzüberschreitender Öffentlicher 

Zweckverband (GÖZ) oder EVTZ], kann das System in vielen Politikbereichen 
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eine zufriedenstellende Steuerung und Regelung vieler gemeinsamer Angelegen-

heiten sicherstellen. Trotzdem besteht bei der politisch-administrativen Zusam-

menarbeit in einigen Bereichen noch Optimierungsbedarf (z.B. Verkehr, Gesund-

heits- und Sozialbereich, kulturelle Einrichtungen, Raumordnung und Flächennut-

zung insbesondere im Hinblick auf die Nutzung erneuerbarer Energien), da sub-

stantiell unterschiedliche Positionen und bestehende raumrelevante Konflikte in 

den gemeinsamen Strukturen bisher nicht bearbeitet bzw. gelöst wurden. Nicht 

zuletzt durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie im Jahr 2020 hat sich ge-

zeigt, dass der Programmraum durch die Schließung von Grenzübergängen in 

vielen Sektoren (so z.B. im Rahmen des alltäglichen Zusammenlebens, der Kultur, 

Wirtschaft, des Tourismus und Arbeitsmarkts) besonders in Mitleidenschaft gezo-

gen wird. Auf politischer Ebene besteht deshalb der Wunsch, dass Ănie wieder 

Grenzzäune an der Grenze zwischen Konstanz und Kreuzlingen stehen sollenñ.  

In den Teilräumen des Programmraums besteht auf lokaler, interkommunaler und 

überlokaler Ebene eine zum Großteil leistungsfähige und moderne Ausstattung 

mit elementaren Dienstleistungen und Infrastrukturen zur öffentlichen Daseinsvor-

sorge, was auch ein wichtiger Faktor für die hohe Lebensqualität des Programm-

raums ist. Allerdings betont das ĂIBK-Leitbild f¿r die Bodenseeregionñ von 2017, 

dass die Kosten für den Betrieb und die langfristige Aufrechterhaltung dieser 

Dienste in zunehmendem Maße die öffentlichen Finanzen belasten, weswegen 

das Konzept der öffentlichen Daseinsvorsorge zur Sicherstellung gleichwertiger 

Lebensverhältnisse zunehmend unter Druck gerät. Defizite sind gerade in den 

grenznahen ländlichen Räumen mit einer stagnierenden oder sogar rückläufigen 

Bevölkerung vorhanden, weshalb dort eine effiziente und wirtschaftliche Nutzung 

bestehender öffentlicher Dienste immer dringlicher wird. In den grenznahen Räu-

men des Kooperationsprogrammgebiets sollte deswegen auch ein Ansatz zur ge-

meinschaftlichen Infrastrukturnutzung und Dienstbereitstellung über Staatsgren-

zen hinweg als Option in Betracht gezogen werden. Die Vorteile dieses Ansatzes 

und auch eine Vielzahl praktischer Beispiele hat die Ende 2018 veröffentlichte 

ESPON-Studie ĂCross-border Public Services (CPS)ñ vorgestellt, mit der zum ers-

ten Mal eine umfassende europaweite Analyse zu grenzüberschreitenden öffent-

lichen Diensten durchgeführt wurde. Aus den Ergebnissen dieser Studie geht 

auch hervor, dass im Programmraum die Zusammenarbeit bei regionalen / lokalen 

grenzüberschreitenden öffentlichen Diensten noch ausbaufähig ist. Potenziale 

hierfür bestehen in vielen Politikbereichen (z.B. ÖPNV, Umwelt, Kultur und Sozi-

ales, Gesundheit und Pflege etc.), sowohl in den ländlich geprägten Grenzräumen 

als auch in grenzübergreifenden urbanen Verflechtungsräumen.  

Angesichts dieser Ausgangslage ist es langfristig wünschenswert, wenn die Ka-

pazität und Effizienz des grenzüberschreitenden Governance-Systems weiter 

ausgebaut wird, sodass alle grenzüberschreitenden Angelegenheiten wirksam 
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von dauerhaften und sich selbst tragenden Kooperationsstrukturen verwaltet und 

geregelt werden, wobei dieser kontinuierliche Prozess auch widersprüchliche oder 

unterschiedliche Interessen einer gemeinsamen Lösung zuführt.  

Mittelfristig (also bis 2029) soll eine deutliche Verbesserung der grenzüberschrei-

tenden Governance im Kooperationsprogrammgebiet und des bürgerschaftlichen 

Engagements über Grenzen hinweg erreicht werden, vor allem durch eine noch 

effektivere politisch-administrative Zusammenarbeit (d.h. zwischen regionalen o-

der lokalen politischen Institutionen, Fachverwaltungen und anderen öffentlichen 

Einrichtungen) im Rahmen der bestehenden Strukturen der grenzüberschreiten-

den Zusammenarbeit. Des Weiteren durch eine Schaffung neuer dauerhafter Ko-

operationen und Strukturen für die Erbringung grenzüberschreitender öffentlicher 

Dienstleistungen zur Gewährleistung bzw. Aufrechterhaltung der Daseinsvor-

sorge bzw. öffentlicher Dienste, sowie durch die Schaffung neuer thematischer 

Kooperationen und Netzwerke (öffentlich, nicht-öffentlich, zivilgesellschaftlich) mit 

dauerhaftem Charakter, die verschiedene Interessen und Bedürfnisse von Bürge-

rinnen und Bürgern ansprechen oder die Bewohnerinnen und Bewohner des Pro-

grammraums aktiv miteinbeziehen. 

Aufgrund des gemeinsamen Verständnisses der Programmpartner wurde be-

wusst darauf verzichtet das Politische Ziel 3, insbesondere im Hinblick auf das 

Spezifische Ziel iv) ĂFörderung einer nachhaltigen, multimodalen städtischen Mo-

bilitätñ auszuwählen. Ebenso wurde bewusst auf einen Einbezug verschiedener 

Spezifischer Ziele des Politischen Ziel 2 verzichtet [z.B. Ăi) Förderung von Ener-

gieeffizienzmaÇnahmenñ und Ăii) Fºrderung erneuerbarer Energienñ], da in diesen 

Bereichen verortete grenzüberschreitende Projekte künftig innerhalb der neu ge-

schaffenen interregspezifischen Besseren Interreg Governance platziert werden 

sollen. Dieses ETZ-Spezifische Ziel ist somit ein ĂDachñ, unter dem die grenzüber-

schreitende Governance im Kooperationsprogrammgebiet im Rahmen einer Viel-

zahl von thematisch und inhaltlich verschiedenen Kooperationsprojekten verbes-

sert werden soll.  

 

Die ĂBessere Verwaltungszusammenarbeitñ soll schließlich auch als Querschnitts-

ziel zudem die Politischen Ziele 1, 2 und 3 mit den ausgewählten Spezifischen 

Zielen unterstützen, indem es die Förderung von grenzüberschreitenden Projek-

ten in den Bereichen ermöglichen soll, wo die Spezifischen Ziele nicht ausrei-

chend sind, oder wo es ansonsten zu Überschneidungen kommen würde. So sol-

len im Rahmen der Spezifischen Ziele 9 und 10 die Möglichkeiten für grenzüber-

schreitende Projekte bspw. im Bereich Energie geschaffen werden. 
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1.2.4. Zusammenarbeit mit Makroregionalen Strategien 

 

Die teilnehmenden Mitgliedstaaten und Drittländer von ñInterreg VI-A Deutsch-

land-Österreich-Schweiz-Liechtenstein (Alpenrhein-Bodensee-Hochrhein)ò sind 

sich bewusst, dass makroregionale Strategien wie die Donauraum- und Alpen-

raumstrategie mit Mitteln aus den Strukturfonds unterstützt werden können, um 

gemeinsam identifizierte Herausforderungen anzugehen. Auf diese Weise wird 

von einer verstärkten Kooperation profitiert und zu einem besseren wirtschaftli-

chen, sozialen und territorialen Zusammenhalt beigetragen. Für das Kooperati-

onsprogramm Interreg Alpenrhein-Bodensee-Hochrhein sind ï basierend auf der 

geografischen Überlagerung der Programmregion und dem Einzugsbereich der 

Makroregionalen Strategien ï der Donau- und Alpenraum relevant. Dabei beste-

hen mit dem Alpenraum ungleich größere Überschneidungen, sowohl in geogra-

fischer als auch in thematischer Hinsicht. 

 

Á Die EU Strategie für den Alpenraum (EUSALP)  

 

Die EU-Strategie für den Alpenraum deckt die gesamte Programmregion von In-

terreg Alpenrhein-Bodensee-Hochrhein ab. Gleichzeitig besteht zwischen dem In-

terreg VI-A Programm Alpenrhein-Bodensee-Hochrhein und EUSALP ein hohes 

Maß an thematischer Kongruenz der Ziele. 

 

Das Kooperationsprogramm kann sowohl zum thematischen Politikbereich 1 

ñWirtschaftswachstum und Innovationñ, der einen gerechten Zugang zu Beschªf-

tigungsmöglichkeiten auf der Grundlage der hohen Wettbewerbsfähigkeit des Al-

penraums erreichen will, umfangreiche und starke Beiträge zur  

¶ Aktion 1: ñEntwicklung eines effektiven Forschungs- und Innovationsöko-

systemsò 

¶ Aktion 2: ñSteigerung des wirtschaftlichen Potenzials strategischer Sekto-

renò und  

¶ Aktion 3: ñVerbesserung des Arbeitsmarktes, der allgemeinen und berufli-

chen Bildungò leisten. 

 

Im thematischen Politikbereich 3 ĂUmwelt und Energieñ kºnnen fast alle Fºrder-

schwerpunkte des Kooperationsprogramms starke direkte Beiträge leisten und 

damit die Schaffung eines integrativeren Umweltrahmens im Alpenraum mit er-

neuerbaren und zuverlässigen Energielösungen unterstützen und so zur 

¶ Aktion 6: ñRaumentwicklung, Bodenschutz, zukunftsorientierte Ausrichtung 

der Land- und Forstwirtschaft sowie ein integriertes und nachhaltiges Was-

sermanagementò,  
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¶ Aktion 7: ñEntwicklung und Umsetzung Ăgr¿ner Infrastrukturen zur ökologi-

schen Vernetzung von Ökosystemen und zum Erhalt der biologischen Viel-

falt sowie zur Stärkung der Widerstandsfähigkeit gegenüber Bedrohungen 

wie dem Klimawandel)ñ  

¶ Aktion 8: ñVerbesserung der Governance-Strukturen und -Prozesse in den 

Politikbereichen Risiko- / Gefahrenmanagement und Klimaanpassung so-

wie die Ermittlung und Umsetzung von bewährten Verfahren zur Bewälti-

gung anstehender Herausforderungenò und schlieÇlich  

¶ Aktion 9: ñModellregion f¿r Energieeffizienz und erneuerbare Energienò mit 

seinen spezifischen Zielen - Aufbau eines alpinen Energieeffizienzclusters; 

Ökologisierung der alpinen Infrastruktur; Aufbau eines alpinen Clusters für 

erneuerbare Energien; Unterstützung von Energiemanagementsystemen 

im Alpenraum und besseren Nutzung lokaler Ressourcen sowie die Stei-

gerung der Energieautarkie bei gleichzeitiger Reduzierung der Auswirkun-

gen auf Klima und Umwelt ï beigetragen. 

 

Schließlich kann das Kooperationsprogramm beim thematischen Politikbereich 2 

ĂMobilitªt und Konnektivitªtñ, der im Alpenraum eine nachhaltige interne und ex-

terne Zugänglichkeit für alle verwirklichen will, einen starken Beitrag vor allem bei 

der Aktion 5 ñdie elektronische Verbindung von Menschen und die Förderung des 

Zugangs zu ºffentlichen Dienstenò leisten. Im Vergleich dazu ist der potenzielle 

Beitrag zur Aktion 4 ñFºrderung der Intermodalitªt und Interoperabilitªt im Perso-

nen- und G¿terverkehrò eher begrenzt.  

 

Der genaue Beitrag der einzelnen ausgewählten Spezifischen Ziele des Koopera-

tionsprogramms zu EUSALP wird bei den Spezifischen Zielen im Detail darge-

stellt. 

 

Neben den thematischen Beiträgen zu EUSALP kann das Kooperationsprogramm 

auch durch eine bessere regionale Verzahnung im zukünftigen Begleitenden Aus-

schuss wertvollen Input erhalten.  

 

Á Die EU Strategie für den Donauraum (EUSDR)  

 

Aufgrund der Förderkulisse des Interreg VI-A Programms ist der Beitrag des Pro-

gramms zur Donauraumstrategie weiterhin eher von untergeordneter Bedeutung. 

Hier bietet das Interreg B-Programm für den Donauraum bessere und effizientere 

Ansätze. Wo aber möglich, werden Gelegenheiten zu einer Berücksichtigung der 

Donaustrategie Eingang in die Programmumsetzung finden, die unter Berücksich-

tigung der zurzeit laufenden Neufassung des EUSDR-Aktionsplans, in den folgen-

den Bereichen gesehen werden. 



 

 

 

 

Wir fördern Europa 

 

32 / 100 

 

 

Den umfänglichsten und deutlichsten Beitrag kann das Kooperationsprogramm zu 

den Teilzielen und Aktionen der EUSDR-Säule 3 ĂWohlstand schaffen - intelligent, 

sozial und innovativñ leisten. 

 

Beiträge des Kooperationsprogramms sind in hier in den Schwerpunktbereichen 

7 ĂWissensgesellschaftñ und 8 ĂWettbewerbsfähigkeitñ möglich. Deutliche Beiträge 

sind aber auch im Schwerpunktbereich 9 ĂPersonen & Kompetenzenñ möglich.  

 

Bei der EUSDR-Säule 2 ĂDie Umwelt schützen - sauber und gr¿nò kann das Ko-

operationsprogramm ebenfalls einen umfänglichen Beitrag zu den dort vorgese-

henen Teilzielen und Aktionen leisten, so zu den Schwerpunktbereichen 4 ĂWas-

serqualitätñ, 5 ĂUmweltrisikenñ und 6 ĂBiodiversität, Landschaften, Luft- und Bo-

denqualitätñ.  

 

Bei der EUSDR-Säule 4 ĂStärkung des Donauraums - effektiv, gesund und sicherñ 

kann demgegenüber nur zum Schwerpunktbereich 10 ĂInstitutionelle Kapazität 

und Zusammenarbeitñ ein umfänglicher Beitrag geleistet werden. 

 

Schließlich kann zu den Teilzielen und Aktionen der EUSDR-Säule 1 ĂDen Do-

nauraum verbinden - intelligent und nachhaltigñ, Schwerpunktbereiche 2 ĂNach-

haltige Energieñ, 3 ĂKultur & Tourismusñ und 1B ĂMobilität bei Schiene, Straße und 

Luftñ nur in einem thematisch begrenzten aber dennoch merklichen Rahmen bei-

getragen werden.  

 

Auch hier erfolgt die Darstellung des genauen Beitrags zu den einzelnen Berei-

chen der EUSDR bei der Beschreibung der einzelnen Spezifischen Ziele. 

 

1.2.5. Lessons learned 

 

Die Erfahrungen aus den vorangegangenen Förderperioden, insbesondere von 

Interreg V, haben zunächst gezeigt, dass sich das zweistufige Antragsverfahren 

(Skizzen- und Antragsverfahren) bewährt hat. Auf diese Weise konnten bereits 

frühzeitig Stolpersteine ausgeräumt werden, sowohl was den Projektinhalt betrifft, 

als auch in formaler Hinsicht. Ebenfalls bewährt haben sich die Bemühungen im 

Bereich der Antragsberatung, die auch für Interreg VI so weitergeführt werden soll. 

So hat es sich in der Vergangenheit als vorteilhaft erwiesen, wenn die Projektträ-

ger im Rahmen der Antragstellung intensiv beraten und angeleitet werden. Bei der 

Gestaltung des Skizzen- und Antragsverfahrens in JeMS wird daher ebenfalls eine 
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benutzerfreundliche Lösung angestrebt.   Die Anlaufschwierigkeiten mit dem elekt-

ronischen Monitoring System (eMS) bei Interreg V, welche Personalressourcen 

nicht nur in der Startphase gebunden hatten, sind im Monitoringsystem für Interreg 

VI einzuplanen. Hier besteht jedoch die Hoffnung, dass das zukünftige JeMS (joint 

electronic Monitoring System) flexibler an die unterschiedlichen Anforderungen 

der einzelnen Interreg-Programme angepasst werden kann (insbesondere im Hin-

blick auf das Einbinden Zwischengeschalteter Stellen oder der Berücksichtigung 

von EU- und Nicht-EU-Mitteln). Die Vergangenheit hat außerdem gezeigt, wie 

wichtig es ist, den Projektträgern ausreichende Handreichungen zur Verfügung zu 

stellen, damit diese die Output- und Ergebnisindikatoren richtig erfassen und so 

zu einem aussagekräftigen Monitoring beitragen können.     

Für zukünftige Projekte soll zudem darauf geachtet werden, dass die Projektstruk-

turen nicht zu komplex werden, da sich gezeigt hat, dass Schwierigkeiten expo-

nentiell zunehmen, je komplexer bspw. die Projektträgerstruktur ist.  

 

1.3 Begründung für die Auswahl der politischen und Interreg-spezifischen Ziele, der 
entsprechenden Prioritäten, der spezifischen Ziele und der Formen der Unterstüt-
zung; dabei ist gegebenenfalls auf fehlende Verbindungen in der grenzübergreifen-
den Infrastruktur einzugehen 

 
Bezug: Artikel 17 Absatz 4 Buchstabe c 

 
Tabelle 1 

 

Ausgewähltes 
politisches Ziel 
oder Interreg-
spezifisches Ziel  
 

Ausgewähltes 
spezifisches 
Ziel  
 
 

Priorität  

 

Begründung der Auswahl  

 

1. Ein 
intelligenteres 
Europa durch die 
Förderung eines 
innovativen und 
intelligenten 
wirtschaftlichen 
Wandels 

i) Entwicklung 
und Ausbau der 
Forschungs- und 
Innovationskapa
zitäten und der 
Einführung 
fortschrittlicher 
Technologien  
 

 
1 

Der Programmraum verfügt über eine Vielzahl an Wis-
sensträgern, Hochschulen und weiteren Forschungsein-
richtungen die im Programmraum einen wertvollen Input 
geben können. Besonders hervorzuheben ist hier bereits 
die vorhandene Kapazität der IBH mit ihren 27 partizipie-
renden Hochschulen aus vier Ländern des Programm-
raums um den Bodensee. Jedoch ist das Wissen über die 
Potenziale, Kompetenzen und Ressourcen benachbarter 
Wissensakteure, insbesondere im Bereich der digitalen 
Transformation in allen Arbeits- und Lebensbereichen 
noch ausbaufähig, die Hemmschwelle für Anfragen aus 
der regionalen Wirtschaft, den Intermediären des Wis-
sens- und Technologietransfers und der Bildung groß. 
Die Akteure aus diesen Bereichen greifen nur begrenzt 
auf Wissensträger im Programmraum zurück. Hier soll 
deshalb zunächst der Auf- und Ausbau der Innovations-
stärke im Programmraum unterstützt und damit zukunfts-
fähig gemacht werden. Ziel ist dabei die gemeinsame 
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Entwicklung von konkreten Angeboten durch Kooperatio-
nen von Forschungseinrichtungen und Anwendungspart-
nern (insbesondere Mittelständische Unternehmen) und 
damit von Innovationen, deren Anwendungsbezug im 
Vordergrund steht und hieraus resultierend einen Mehr-
wert für die oben genannten Akteure im Programmraum 
bietet (Technologietransfer). Durch den Auf- und Ausbau 
grenzübergreifender gemeinsamer Daten-, Informations- 
und Austauschsysteme sowie von Innovationsprojekten 
soll zudem der Wissenstransfer verbessert werden, so-
dass speziell Unternehmen besser mit Forschungsein-
richtungen in Kontakt treten, bzw. auf vorhandenes Wis-
sen zugreifen können. Hierdurch soll die Region auch auf 
die Herausforderungen des Klimawandels und der Res-
sourceneffizienz vorbereitet werden und speziell die Ein-
führung fortschrittlicher Technologie, grüner FuE sowie 
grüner Innovationsprojekte ermöglicht werden.  

ii) Nutzung der 
Vorteile der 
Digitalisierung für 
die Bürger, 
Unternehmen 
und Regierungen 
 

 
1 

Der technologische Fortschritt, vor allem durch die Digi-
talisierung, bietet Unternehmen, Wissensträgern, Bürge-
rinnen und Bürger und auch gerade den öffentlichen Ver-
waltungsstellten aufgrund seiner vielfältigen Anwen-
dungsbreite - von einer effizienteren Zurverfügungstel-
lung von Diensten für die Allgemeinheit bis hin zu moder-
nen Geschäfts- und Arbeitsmodellen - zukunftsfähige 
Möglichkeiten. Hervorzuheben ist hierbei, dass die Digi-
talisierung innovative grenzüberschreitende Lösungen 
für die Arbeitnehmer*Innen und Arbeitgeber*Innen und 
für Produkte und Dienstleistungen befördern kann. Zu 
nennen sind hier beispielsweise die Anpassung von Pro-
duktionsprozessen und Marktstrukturen, insbesondere 
aber auch der Arbeitsbedingungen und öffentlicher 
Dienstleistungen sowie der Kommunikationstechnik. Als 
probates Mittel kann die Digitalisierung auf den Kun-
den/die Kundin zugeschnittene Lösungen schaffen (z.B. 
Pendler-Sharing-Modelle). Dies ist nicht zuletzt in Zeiten 
einer Pandemie wichtig, um den Programmraum und da-
mit Verwaltung, Wirtschaft und letztlich die Gesellschaft 
über geschlossene Grenzen hinweg funktionsfähig halten 
zu können. Davon abgesehen können sich für den ländli-
chen Bereich Chancen ergeben Wissen, Dienstleistun-
gen und Innovationen besser zugänglich zu machen.  
Daneben soll die Digitalisierung von Unternehmen (ins-
besondere Mittelständische Unternehmen) im Vorder-
grund stehen, um diese auf der einen Seite attraktiver für 
die Bedürfnisse der Arbeitnehmer zu machen und die In-
klusion zu erhöhen und auf der anderen Seite die Wett-
bewerbsfähig zu erhöhen bzw. zu festigen. Es bedeutet 
aber auch die (grüne) touristische Vermarktung gemein-
samen Kultur- und Naturpotenzials über Grenzen hinweg. 
Die Digitalisierung soll aber auch sicherstellen, dass die 
öffentlichen Verwaltungen und damit auch die politische 
Ebene, für die Herausforderungen des Programmraums 
gut gerüstet sind, insbesondere im Hinblick auf Ressour-
ceneffizienz, Klimaneutralität und Umweltfreundlichkeit. 
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iv) Entwicklung 
von 
Kompetenzen für 
intelligente 
Spezialisierung, 
industriellen 
Wandel und 
Unternehmertum 
 

 
1 

Ziel ist es die Unternehmen, bei welchen es sich oft um 
Mittelständische Unternehmen und High-Tech-Unterneh-
men, mit einer Vielzahl von hochattraktiven Arbeits- und 
Ausbildungsplätzen, handelt, dabei zu unterstützen, sich 
auf die aktuellen und zukünftigen betrieblichen Heraus-
forderungen (intelligente Spezialisierung, Digitalisierung, 
Fachkräftemangel, anhaltender Strukturwandel etc.) ein-
zustellen. So ist für die Bodenseeregion die Verfügbarkeit 
von qualifizierten Fachkräften bereits ein Problem, was 
sich vor dem Hintergrund der erwarteten Bevölkerungs-
entwicklung weiter verschärfen wird. Neben einer qualifi-
zierten Belegschaft ist der Technologietransfer, die Ein-
führung grenzübergreifender spezifischer Unterneh-
mensdienste oder Unterstützungsstrukturen (Hilfestellun-
gen zur Nutzung von künstlicher Intelligenz, Massenda-
ten, etcé) zur Erhaltung der Wettbewerbsfªhigkeit der 
Unternehmen (insbesondere Mittelständische Unterneh-
men) hier hervorzuheben. Synergien sollen bei den 
Smart Specialisation Strategies geschaffen und neue Ko-
operationen ermöglicht werden. Baden-Württemberg 
konzentriert sich zunächst auf nachhaltige Mobilitätskon-
zepte, IKT, grüne IT und intelligente Produkte, nachhalti-
ges Bauen, Gesundheits- und Umwelttechnologien, er-
neuerbare Energien und Ressourceneffizienz sowie 
nachhaltige Bioökonomie. Bayern auf Biowissenschaf-
ten, innovative technologiebasierte Dienstleistungen, 
saubere Technologien, neue und intelligente Materialien, 
Nano- und Mikrotechnologie, effiziente Produktionstech-
nologien, Mechatronik, Automatisierung und Robotik so-
wie IKT. Vorarlberg schließlich auf Smart Textiles, Ener-
gie und Energieeffizienz, Bildung und Gesundheit, intelli-
gente Produktion, Mensch und Technologie.  

Auf Schweizer Seite befinden sich fünf Technopärke und 
drei Innovationspärke von "Switzerland Innovation", wel-
che die Forschung und Innovation in der Ostschweiz re-
gional vorantreiben, im Kooperationsprogrammgebiet. 
Ihre Schwerpunkte legen dabei die Regionen auf die The-
men Robotik, Mobilität, Luft- und Raumfahrt, Produktions-
technologien, Medizinaltechnik, Energie, "Advanced Ma-
terials and Processes", Beschleunigungstechnologien, 
Optonik, Photonik, IoT, IKT, Künstliche Intelligenz, DLT 
und Blockchain, Smart Materials, Sensoren im und am 
Körper, Life Science sowie die Funktionalisierung von 
Oberflächen. 
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2. Ein grüneres, 
CO2-armes 
Europa durch 
Förderung von 
sauberen 
Energien und 
einer fairen 
Energiewende, 
von grünen und 
blauen 
Investitionen, der 
Kreislauf-
wirtschaft, der 
Anpassung an 
den Klima-
wandel, der 
Risikopräven-tion 
und des 
Risikomanage-
ments 

iv) Förderung der 
Anpassung an 
den Klimawandel 
und der 
Katastrophenprä
vention und der 
Katastrophenresi
lienz unter 
Berücksichtigung 
von 
ökosystembasier
ten Ansätzen 
 

 
2 

Bereits in der Förderperiode 2014 bis 2020 waren sich die 
Programmpartner darüber einig, den negativen Folgen 
von Klimaereignissen entgegenzutreten. Dies wird sich 
auch in der Förderperiode 2021 bis 2027 fortsetzen, denn 
es wird erwartet, dass Alpinregionen auf beiden Seiten 
der Grenze in ähnlicher Weise vom Klimawandel betrof-
fen sein werden. Laut BOP wird sich dies wahrscheinlich 
in einem überdurchschnittlichen Temperaturanstieg, ei-
ner Abnahme der Gletscherausdehnung und -volumens, 
einer Abnahme der Permafrostgebiete in den Bergen, ei-
ner Aufwärtsverschiebung von Pflanzen- und Tierarten, 
einem hohen Risiko des Aussterbens und in einem er-
höhten Risiko der Bodenerosion auswirken. Begleiteffekt 
könnte dabei auch ein verringerter Skitourismus sein. In 
den mitteleuropäischen Regionen werden eine Zunahme 
der extremen warmen Temperaturen, eine Abnahme der 
Sommerniederschläge, eine Zunahme der Wassertem-
peratur sowie des Waldbrandrisikos und eine Abnahme 
des wirtschaftlichen Werts der Wälder durch Extremwet-
terereignisse und vermehrten Schadinsektenbefall be-
fürchtet. Es wird auch mit einem Anstieg der Dürrefre-
quenz in den Schweizer Regionen und in Baden-Würt-
temberg zu rechnen sein. Für Rhein und Bodensee und 
besonders im Voralpengebiet ist das Thema Schutz vor 
Naturgefahren (Hochwasser, Erdrutsche, Lawinen etc.) 
von großer Bedeutung. Am Bodensee besteht zudem 
Handlungsbedarf durch die stark schwankenden Wasser-
stände mit extremem Hochwasser, aber auch extremen 
Niedrigwasserständen.  
Ein erhebliches Hochwasserrisiko soll für die deutschen 
und österreichischen Gebiete im ABH-Raum vorliegen. 
Auch wenn Waldbrände in der Vergangenheit bisher nicht 
wesentlich zugenommen haben, zeigen die im BOP dar-
gestellten Prognosen, sowie die Rückmeldungen aus 
dem Fürstentum Liechtenstein und der Schweiz, dass 
dieses Risiko vor allem in Vorarlberg, dem Fürstentum 
Liechtenstein und der Schweiz deutlich zunehmen wird, 
wohingegen Waldbrände in den deutschen Gebieten e-
her geringer sein sollen.   

vii) 
Verbesserung 
des Schutzes 
und der 
Erhaltung der 
Natur, der 
biologischen 
Vielfalt und der 
grünen 
Infrastruktur, 
auch in 
städtischen 
Gebieten und 

 
2 

Der allgemeine Druck auf die Naturräume und den Trink-
wasserspeicher Bodensee nimmt aufgrund von Sied-
lungswachstum, Freizeitnutzung und Verkehr im gesam-
ten Kooperationsprogrammgebiet stark zu. Dies führt 
zum Verlust von Lebensräumen für Flora und Fauna so-
wie zur Veränderung der Biodiversität. Zusätzliche Be-
drohungen für die Biodiversität entstehen aus der zuneh-
menden Präsenz von gebietsfremden Tier- und Pflanzen-
arten (sog. Neozoen) im Lebensraum Bodensee. Ebenso 
nimmt die Zerschneidung von Naturräumen und Kultur-
landschaften im Programmraum aufgrund einer schwa-
chen grenzüberschreitenden Umsetzung gemeinsamer 
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Verringerung 
aller Formen der 
Verschmutzung 

Raumordnungsziele weiter zu. Die wachsende Zer-
schneidung hat ebenfalls einen nachhaltigen Verlust an 
Biodiversität zur Folge. Schließlich tragen Tourismus- 
und Grenzpendlerströme, Industrie und Landwirtschaft 
aber auch der Gebäudeenergiebereich, zu einer fort-
schreitenden Umwelt- und Luftverschmutzung bei. Die 
geförderten Maßnahmen sollen daher zum Schutz der bi-
ologischen Vielfalt und insbesondere der Artenvielfalt, zur 
grenzüberschreitenden Vernetzung von Lebensräumen, 
die für viele Tierarten von zentraler Bedeutung sind, so-
wie zur Verringerung der allgemeinen Umwelt- und Luft-
verschmutzung (inkl. klimaschädliche Luftverschmut-
zung) in städtischen und ländlichen Gebieten beitragen. 
In diesem Zuge ist die Wiedervernetzung von vielfältigen 
und speziellen Wildtierlebensräumen (WÖLT) und die 
Umsetzung des Generalwildwegeplans (GWP) ein 
Schlüssel zur Sicherung und Erhalt von Flora und Fauna.  
Im Programmraum hat auch der Moorschutz eine große 
Bedeutung für die zahlreichen an nährstoffarme Feucht-
lebensräume angepassten und oft stark gefährdeten Ar-
ten. Moore tragen zudem dazu bei, die Grundwasserqua-
lität zu erhalten und einen ausgeglichenen Landschafts-
wasserhaushalt zu gewährleisten. Schließlich leisten in-
takte Moore als Kohlenstoffsenken einen wichtigen Bei-
trag zur Verminderung des CO2-Ausstoßes und somit zur 
Erreichung nationaler und europäischer Klimaziel.  

4. Ein sozialeres 
Europa, in dem 
die europäische 
Säule sozialer 
Rechte umgesetzt 
wird 

(vi) Stärkung der 
Rolle, die Kultur 
und Tourismus 
für die 
Wirtschaftsentwi
cklung, die 
soziale Inklusion 
und die soziale 
Innovation 
spielen  

 
3 

Der Tourismus ist für das gesamte Kooperationspro-
grammgebiet ĂAlpenrhein-Bodensee-Hochrheinñ ein 
wichtiger, für verschiedene Teilregionen sogar der ent-
scheidende Wirtschaftsfaktor und ist dabei auf ein intak-
tes Natur- und Kulturerbe angewiesen. Eine grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit findet bislang im Tourismus 
vor allem auf Projektebene und zum Teil auf institutionel-
ler Ebene statt (z.B. Bodenseetourismus). Bislang wenig 
grenzüberschreitend ausgerichtet sind der Bereich der 
Aus- und Weiterbildung sowie der Wissenstransfer. Die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit in diesen Berei-
chen sollte im Hinblick auf die COVID19-Pandemie for-
ciert, bestehende kooperative Ansätze ausgebaut und 
verstärkt ein gemeinsames Destinationsmanagement an-
gestrebt werden. Das gemeinsame Natur- und Kulturerbe 
kann dabei als gemeinsame Klammer für die kooperati-
ven Aktivitäten fungieren. Die größten Tourismusintensi-
täten weisen dabei der Kanton Graubünden, das Land 
Vorarlberg und der Landkreis Oberallgäu auf. Aber auch 
im Bodenseekreis spielt der Tourismus eine wichtige 
Rolle. 
Innerhalb des Programmraums ist der Städtetourismus 
neben wichtigen Topdestinationen wie dem Bodensee, 
dem Rheinfall, den Pfahlbauten oder Naturparks und U-
NESCO Welt- und Naturerbestätten ein wesentlicher Mo-
tor in diesem Bereich. Hieraus ergeben sich hohe Poten-
ziale im Natur-, Kultur- und Freizeittourismus. Zukünftig 
müssen diese Potenziale aber unter den Aspekten Natur- 
und Klimaschutz (saisonale Schwankungen), nachhaltige 
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Mobilität und Tourismus (Tagestourismus, Durchreisere-
gionen) und Covid19 Auswirkungen neu gedacht werden. 
So kann um die Wettbewerbsfähigkeit der zahlreichen 
Tourismusbetriebe und der Branche insgesamt zu stär-
ken, deren Innovationsfähigkeit weiter gestärkt werden, 
etwa um neue Geschäftsmodelle zu entwickeln. 

 (ii)  
Verbesserung 
des 
gleichberechtigte
n Zugangs zu 
inklusiven und 
hochwertigen 
Dienstleistungen 
in den Bereichen 
allgemeine und 
berufliche 
Bildung sowie 
lebenslanges 
Lernen durch 
Entwicklung 
barrierefreier 
Infrastruktur, 
auch durch 
Förderung der 
Resilienz des 
Fern- und 
Online-
Unterrichts in der 
allgemeinen und 
beruflichen 
Bildung 
 

 
3 

Um den bereits jetzt spürbaren Fachkräftemangel entge-
gen wirken zu können, bedarf es neben der Verbesse-
rung des Zugangs zu und der Qualität der allgemeinen 
Bildung im Rahmen grenzüberschreitender Projekte im 
Primär-, Sekundar- und Tertiärbereich, der Verbesserung 
des Zugangs zu und der Qualität von Angeboten der be-
ruflichen Aus-und Weiterbildung sowie der akademi-
schen Weiterbildung im Sinn des lebenslangen Lernens. 
Mittelfristig wird sich Verfügbarkeit von qualifizierten 
Fachkräften aufgrund der demografischen Entwicklung 
weiter verschärfen. Ein Ansatz zur Bewältigung dieser 
Herausforderung ist die Anziehung von Ăexternenñ Ar-
beits- und Fachkräften, der mittelbar durch das Spezifi-
sche Ziel 2 verfolgt wird (d.h. Erhöhung der Attraktivität 
des Programmraums als Wirtschafts- und Arbeitsstand-
ort). Ein hierzu komplementärer Ansatz wird hier verfolgt, 
da er vor allem auf den Aufbau eines grºÇeren ĂABH-in-
ternenñ Arbeits- und Fachkräftepotenzials abzielt. Hierzu 
sollen grenzüberschreitende Vorhaben zur beruflichen 
Aus- und Weiterbildung sowie zur (Weiter-)Qualifizierung 
von Arbeitssuchenden/Erwerbstätigen (spezielle Ziel-
gruppen), aber auch Projekte zur Schaffung einer trans-
parenten und effizienten gegenseitigen Anerkennung von 
Abschlüssen gefördert. Dabei ist darauf zu achten, dass 
Lücken beim Arbeits- und Fachkräftebedarf passgenau 
geschlossen werden kºnnen um einer ĂAbwerbekonkur-
renzñ entgegenzuwirken. SchlieÇlich liegt ein Fokus auch 
in der Erfassung von Mangelberufen und der Bewältigung 
von damit verbundenen Herausforderungen. 
 

 (v) 
Sicherstellung 
eines 
gleichberechtigte
n Zugangs zur 
Gesundheitsvers
orgung und 
Förderung der 
Resilienz von 
Gesundheitssyst
emen, 
einschließlich der 
Primärversorgun
g, sowie 
Förderung des 
Übergangs von 
institutioneller 

 
3 

 
Nicht erst die COVID19-Pandemie hat dazu geführt, dass 
es im Programmraum durchaus Bedarfe und Potenziale 
auf lokaler und überlokaler Ebene gibt um bestehende öf-
fentliche Gesundheitsdienste stärker gemeinschaftlich zu 
nutzen oder neue elektronische grenzüberschreitende öf-
fentliche Dienste in den Bereichen Gesundheit (E-Health) 
und Pflege (E-Care) zu schaffen. Ein konkreter lokaler 
Bedarf besteht immer dann, wenn z.B. Krankenhäuser 
auf der anderen Seite der Grenze schneller zu erreichen 
sind, als im Heimatland (so ist z.B. das Spital im schwei-
zerischen Schaffhausen für die Bewohner der benach-
barten deutschen Gemeinden innerhalb von ca. 15 Minu-
ten zu erreichen, die deutschen Krankenhäuser in 
Waldshut oder Singen sind demgegenüber ca. 45 Minu-
ten entfernt). Um diesen Lagevorteil nutzen zu können, 
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Betreuung zu 
Betreuung in der 
Familie und in 
der lokalen 
Gemeinschaft 
 

müssen jedoch zunächst die rechtlichen Voraussetzun-
gen der Krankenversicherer beidseits der Grenze geklärt 
werden. Im schweizerischen Krankenversicherungsge-
setz (KVG) besteht die Möglichkeit, im Rahmen grenz-
überschreitender Zusammenarbeit die Kosten für Spital-
aufenthalte im Ausland zu übernehmen. Am besten funk-
tioniert in der Praxis die grenzüberschreitende Kran-
kenversorgung von deutschen und österreichischen 
Grenzgängern, da ihre Situation im Personenfreizügig-
keitsabkommen mit der Schweiz geregelt ist.  
Aus Schweizerischer Sicht wird die Zusammenarbeit vor 
allem durch die unterschiedliche Organisation der Ge-
sundheitssysteme beiderseits der Grenze erschwert.  
Trotz der komplexen Rahmenbedingungen soll die För-
derung des ISZ (c) grenzüberschreitende Projekte insbe-
sondere in den Bereichen E-Health oder E-Care, einschl. 
Internet der Dinge für körperliche Bewegung und Umge-
bungsunterstütztes Leben ermöglichen. Schließlich sol-
len Studien und Pilotmaßnahmen gefördert werden, die 
konkrete Optionen für eine grenzübergreifende Verbes-
serung des Zugangs zu einer schneller erreichbaren Ge-
sundheitsversorgung ergründen oder vorbereiten. 
 

Bessere 
Verwaltungszusa
mmenarbeit (Art. 
14 Abs. 4 ETZ-
VO) 

a) Verbesserung 
der 
institutionellen 
Kapazität 
insbesondere der 
für die 
Verwaltung eines 
bestimmten 
Gebiets 
zuständigen 
Behörden sowie 
der Beteiligten  
 
 

 
4 

In den Jahren 2014 und 2017 wurde anhand einer stan-
dardisierten Expertenbefragung die institutionelle grenz-
überschreitende Zusammenarbeit durch Anwendung ei-
ner Skala von 1-7 quantifiziert. Die Ergebnisse wurden 
zuletzt in der Zwischenevaluation 2018 dargestellt. Dort 
zeigte sich, dass sich keine Veränderung zum Ausgangs-
wert von 4 ergeben hat. Die Qualität der grenzüberschrei-
tenden Verwaltungszusammenarbeit zwischen den Erhe-
bungszeiträumen hat sich damit weder verbessert noch 
verschlechtert. In den Jahren 2021 bis 2027 soll deshalb 
im Programmraum zunächst durch die Optimierung und 
Stärkung institutioneller Kapazitäten die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit gestärkt werden. Dies vor allem 
durch eine Optimierung / Stärkung bestehender dauer-
hafter Kooperationsstrukturen (wo relevant) und auch 
durch den Aufbau neuer Kooperationen und Netzwerke 
(öffentlich, nicht-öffentlich, zivilgesellschaftlich) beispiels-
weise durch eine stärkere gemeinschaftliche Nutzung be-
stehender regionaler / lokaler öffentlicher Infrastrukturen 
und Dienste zur Gewährleistung bzw. Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Daseinsvorsorge (in urbanen Verflech-
tungsräumen und ländlich geprägten Grenzräumen) so-
wie die Schaffung neuer grenzüberschreitender öffentli-
cher Dienste in verschiedenen Bereichen (z.B. ÖPNV, 
Umwelt, Kultur und Soziales). Auch die Einrichtung neuer 
gemeinsamer Instrumente mit öffentlich-rechtlichen Trä-
gerstrukturen (z.B. EVTZ oder GÖZ) für eine integrierte 
und nachhaltige Raumentwicklung (z.B. UNESCO-Bio-
sphäre rund um den Bodensee; Instrumente für die inte-
grierte Entwicklung grenznaher urbaner Verflechtungs-
räume) eine engere Zusammenarbeit zwischen Organis-
men oder Trägerstrukturen des UNESCO Kultur- und Na-
turerbes oder der Ausbau der nachhaltigen touristischen 
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Vermarktung des gemeinsamen Kultur- und Naturpoten-
zials sind denkbar. Schließlich liegen in der Förderung 
der Zusammenarbeit in den Bereichen Energieeffizienz 
(z.B. prozessoptimierte Abwicklung von Gebäudesanie-
rung) und erneuerbare Energien (z.B. Nutzung von Pho-
tovoltaikanlagen im Bestands- und Neubau; Nutzung von 
Wärmeüberschüssen in Nahwärmenetzen) und in der In-
tensivierung des interkulturellen und zivilgesellschaftli-
chen Austauschs über Grenzen hinweg Förderschwer-
punkte. 

b) Verbesserung 
der Effizienz der 
öffentlichen 
Verwaltungsstell
en durch 
Förderung ihrer 
Zusammenarbeit 
auf den Gebieten 
Recht und 
Verwaltung 
sowie der 
Zusammenarbeit 
zwischen 
Bürgern, den 
Akteuren der 
Zivilgesellschaft 
und den 
Institutionen, 
insbesondere mit 
dem Ziel der 
Beseitigung 
rechtlicher und 
sonstiger 
Hindernisse in 
Grenzregionen 
 

 
4 

Die Ergebnisse der Zwischenevaluation 2018 haben 
auch gezeigt, dass in mehreren Politikfeldern die grenz-
überschreitende Zusammenarbeit und administrative Ab-
stimmung durch die Optimierung und Stärkung institutio-
neller Kapazität weiter verbessert werden und auch be-
stehende rechtliche Grenzhindernisse weiter abgebaut 
werden können. Zu nennen sind hier zunächst Maßnah-
men im grenzüberschreitenden Verkehr, da Infrastruktu-
ren und Angebote beim öffentlichen Personennahverkehr 
durch die in den Staaten jeweils zuständigen administra-
tiven Aufgabenträger überregional geplant und definiert 
werden, dabei aber zunächst die spezifisch einzelstaatli-
chen oder regionalen Interessen im Vordergrund stehen, 
sodass wichtige grenzüberschreitende Lückenschlüsse 
noch nicht verwirklicht wurden. Hieraus ergibt sich auch 
die Notwendigkeit und Herausforderung, Planungen für 
Verkehrsinfrastrukturen und Nahverkehrsverbindungen 
sowie die Qualität der Nahverkehrsdienste deutlich stär-
ker grenzüberschreitend zu koordinieren und abzustim-
men. Verbesserungsbedarf besteht auch bei der grenz-
überschreitenden administrativen Abstimmung bei der 
Planung, Vorbereitung und Umsetzung neuer Optionen 
für eine nachhaltigere grenzüberschreitende Mobilität. 
Ebenso bei der Bewältigung noch bestehender raumrele-
vanter Konflikte zwischen den Teilgebieten durch eine 
bessere administrative Abstimmung bei der Raumord-
nungs- und Flächennutzungspolitik. Schließlich steht 
auch der Abbau noch bestehender rechtlicher oder admi-
nistrativer Hindernisse für die grenzüberschreitende un-
ternehmerische Dienstleistungserbringung wie auch die 
Einführung von grenzüberschreitenden öffentlicher 
Dienste  (Vorbereitungsphase) und die Einführung eines 
gemeinsamen Informations- und Beratungsangebot zur 
Sicherstellung der Transparenz auf dem grenzüber-
schreitenden Arbeitsmarkt als mögliche förderfähige 
Maßnahmen im Raum. 

c) Aufbau von 
gegenseitigem 
Vertrauen, 
insbesondere 
durch Förderung 
von Kontakten 

 
4 

Die Weiterentwicklung des Programmraums zu einem 
gemeinsamen und identitätsstiftenden Kulturraum mit ho-
her Lebensqualität benötigt auch die direkte Einbezie-
hung der dort lebenden Menschen sowie die Berücksich-
tigung ihrer Interessen und Bedürfnisse. So sind zum Bei-
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zwischen den 
Bevölkerungen  
 

spiel bürgerschaftliche, kulturelle oder sportliche Netz-
werke und direkte grenzüberschreitende Begegnungen 
wichtige Aktivitäten, über die zur Bewahrung und Pflege 
von gemeinsamer Geschichte, Kultur und Brauchtum so-
wie zur Förderung des interkulturellen Dialogs zwischen 
Menschen aller Altersstufen aus dem Kooperationsgebiet 
beigetragen werden kann. Kleinprojekte, Begegnungs-
projekte und allgemein ĂB¿rger zu B¿rger Projekteñ bieten 
hier den Rahmen, um das Bewusstsein für den gemein-
samen Kultur- und Naturraum, aber auch des europäi-
schen Gedankens sichtbar zu machen. 
 

 

 

2 Priorität  

Bezug: Artikel 17 Abs. 3 Buchstabe d und e 
 

2.1 Bezeichnung der Priorität  

 

Priorität 1: Digitalisierung und Innovation  

 

Politisches Ziel 1 (Art. 5 Abs.1 Buchstabe a DachVO)  

Ein wettbewerbsfähigeres und intelligenteres Europa durch die Förderung eines in-
novativen und intelligenten wirtschaftlichen Wandels und der regionalen IKT-
Konnektivität; 

 

Bezug: Artikel 17 Absatz 3 Buchstabe d  
 

Die Priorität 1 besteht aus dem Politischen Ziel 1 sowie dessen Spezifischen Zielen (i), 
(ii) und (iv), vgl. Art. 3 Abs. 1 Buchstabe a) der Verordnung (EU) Nr. 2021/1058 (EFRE). 
Ziel ist ein innovativer Programmraum mit einem grenzüberschreitend zugänglichen 
Wissens- und Innovationssystem sowie fortschrittlicher Technologie und Digitalisie-
rung.  

 
 

2.1.1 Spezifisches Ziel  
 
Bezug: Artikel 17 Absatz 3 Buchstabe e 
 
Spezifisches Ziel 1) Entwicklung und Ausbau der Forschungs- und Innova-
tionskapazitäten und der Einführung fortschrittlicher Technologien 

 
 
 



 

 

 

 

Wir fördern Europa 

 

42 / 100 

 

 
Das Spezifische Ziel 1 (SZ 1) soll das Wissens- und Innovationssystem im Programm-
raum für die regionalen Unternehmen und Forschungseinrichtungen stärker zugänglich 
und nutzbar machen. 

 
 

Spezifisches Ziel 2) Entwicklung von Kompetenzen für intelligente Spezialisie-
rung, industriellen Wandel und Unternehmertum 

 

Neben dem SZ 1 stellt das Spezifische Ziel 2 (SZ 2) für den Programmraum eine ent-
scheidende Säule dar, um den wirtschaftlichen Erfolg und Wohlstand zu erhalten. Da-
bei ist das SZ 2 so angelegt, dass es das SZ 1 ergänzt und somit eine Überschneidung 
der Stoßrichtungen vermieden wird. 
 

 
 

Spezifisches Ziel 3) Nutzung der Vorteile der Digitalisierung für die Bürger, 
Unternehmen, Forschungseinrichtungen und Behörden  

 
 

Das Spezifische Ziel 3 (SZ 3) soll dem Programmraum neuartige grenzüberschreitende 

Instrumente und Lösungen zur Verfügung stellen, indem die Vorteile der digitalen 

Transformation (oder Digitalisierung) gemeinsam identifiziert und nutzbringend auf al-

len Ebenen eingesetzt werden.  

 

 
 

2.1.1 Entsprechende Maßnahmenarten und deren erwarteter Beitrag zu diesen 
spezifischen Zielen sowie den makroregionalen Strategien und Meeresbe-
ckenstrategien, falls zutreffend 

 
Á Spezifisches Ziel 1 

 
Bezug: Artikel 17 Absatz 3 Buchstabe e Ziffer i; Artikel 17 Absatz 9 Buchstabe 
c Ziffer ii 

 
 

Das SZ 1 zielt auf eine Ausweitung von Synergien zwischen den Programmregionen ab, 

indem bestehende Potenziale, Kapazitäten oder Dienstleistungen stärker verbunden oder 

ausgebaut werden und der Austausch zwischen Schlüsselakteuren intensiviert wird. Ge-

rade auch außerhalb des Wirkungsbereichs der IBH sollen damit die Innovations- und Tech-

nologiekapazitäten im Programmraum weiter gestärkt und ausgebaut werden und vor allem 

in die Breite der regionalen Unternehmen der Grenzregion getragen werden, sodass eine 

ausgewogenere Verteilung und Unterstützung auch in weniger fortgeschrittenen Regionen 

ermöglicht wird. Ziel ist, gemeinsam etwas Neues zu entwickeln oder weiterzuentwickeln. 

Grenzübergreifende Projekte im SZ 1 sollen damit technisch-wirtschaftliche, aber auch so-

ziale und Öko-Innovation (zu verstehen als: neues oder verbessertes Produkt oder Verfah-

ren (oder eine Kombination davon), das sich erheblich von den vorherigen Produkten oder 
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Prozessen des Geräts unterscheidet und potenziellen Benutzern (Produkt) zur Verfügung 

gestellt oder vom Gerät (Prozess) in Betrieb genommen wurde6, wobei Öko-Innovation 

auch nachhaltige Innovation beinhaltet) zum Ziel haben. Dabei werden Projekte, die Grund-

lagenforschung zum Inhalt haben grundsätzlich nicht gefördert, wohingegen angewandte 

Forschung sehr wohl förderfähig sein wird. Insoweit handelt es sich bei Innovation insbe-

sondere auch um technologischen Fortschritt aus der Nutzung von Synergie-Effekten zwi-

schen Wissensträgern (im Programmraum im wesentlichen Hochschulen) und Unterneh-

men (im Programmraum insbesondere Mittelständische Unternehmen), welche für die Re-

gion kapitalisierbar sein muss. Als Wirtschaftspartner soll jedoch auch ein assoziierter Wirt-

schaftspartner ausreichen. Die Projekte sollen neben den bestehenden regionalen Innova-

tionsstrategien bzw. Regionalen Strategien für Intelligente Spezialisierung (RIS3)  auch an-

dere Bereiche aus Forschung und Innovation fördern, damit der Programmraum seine Stär-

ken in bestimmten Feldern gezielt kombinieren kann. 

Trotz positiver Fortschritte in den vergangenen Jahren werden die vielfältigen Wissensan-

gebote des Programmraums aktuell noch nicht ausreichend für die wirtschaftliche Entwick-

lung der Grenzregion genutzt. Da im Programmraum noch ein Ăteilintegriertes grenz¿ber-

schreitendes Innovationssystemñ besteht, wirken die bestehenden Strukturen somit bislang 

nur bedingt im Sinne eines integrierten aber multipolaren Ăgrenz¿berschreitenden regiona-

len Innovationssystemñ (CBRIS). Die IBH, insbesondere die IBH-Labs, sowie andere Inter-

reg-Projekte zeigen jedoch deutlich, dass Synergien genutzt werden und die Ergebnisse in 

der Region kapitalisiert werden können.  

Aufgrund der bereits guten Ausgangsbedingungen wäre es im Programmraum deshalb 

langfristig wünschenswert, wenn sich das bisherige teilintegrierte System zu einem stark 

integrierten CBRIS weiterentwickeln würde, um Synergiepotenziale und Komplementaritä-

ten in einer Vielzahl von Wirtschaftszweigen beiderseits der Grenze vollkommen nutzbar 

zu machen.  

Schließlich ist es im Hinblick auf das verantwortungsvolle Handeln für spätere Generationen 

wichtig, dass die Innovationskraft im Programmraum nicht nur die unternehmerische Wett-

bewerbsfähigkeit erhöht, sondern ¿ber die Stimulierung grenz¿berschreitender Ătechni-

scher Öko-Innovationenñ auch nachhaltig und ressourcenschonend wirkt. 

Das Spezifische Ziel 1 soll damit der Bewältigung der oben dargestellten gemeinsamen 

Handlungsbedarfe der Ziffern 1 und Ziffer 9 dienen, aber auch der umweltbezogenen Ziffer 

6, wenn sich Öko-Innovationen auf den Naturschutz beziehen. 

 

Hierfür sind Maßnahmen angedacht, bei denen das grenzüberschreitende Zusammenfüh-

ren und die gemeinsame Nutzung vorliegender Ressourcen, technologischer Kompetenzen 

und Potenziale für die Unternehmen im Programmraum einen Mehrwert versprechen. 

¶ Maßnahme 1: Förderung grenzübergreifender Forschungs- und Innovations-
kapazitäten durch die Vernetzung von Unternehmen, insbesondere Mittelstän-
discher Unternehmen und / oder Forschungseinrichtungen (Infrastruktur und 
Forschungsprojekte). 

¶ Maßnahme 2: Förderung vorhandener grenzübergreifender Forschungs- und 

                                                      

 
6 Gem. Definition unter https://ec.europa.eu/eurostat/ramon/nomenclatures/index.cfm?Targe-

tUrl=DSP_GLOSSARY_NOM_DTL_VIEW&StrNom=CODED2&StrLanguageCode=EN&IntKey=16501035&RdoSe-

arch=BEGIN&TxtSearch=innovation&CboTheme=&IsTer=&IntCurrentPage=1&ter_valid=0  
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Innovationskapazitäten von Unternehmen, insbesondere Mittelständische Un-
ternehmen und / oder Forschungseinrichtungen zur Verbesserung von deren 
Sichtbarkeit bzw. ihrer Kapazitäten bzw. zum Wissenstransfer (Infrastruktur 
und Forschungsprojekte) 

¶ Maßnahme 3: Förderung grenzübergreifender gemeinsamer Daten- und Infor-
mationssysteme.  

¶ Maßnahme 4: Förderung von grenzübergreifenden Projekten zur technisch-
wirtschaftlichen und sozialen Innovation, zur grünen FuE, sowie zu Öko-Inno-
vationenñ,.  

¶ Maßnahme 5: Förderung von grenzüberschreitenden Kleinprojektefonds 
 

Im Hinblick auf das Interreg B-Programm Alpine Space kann das Kooperationsprogramm 
somit in den Bereichen seine Stärken zeigen, die von transnationalen Programmen nicht 
ausreichend bedient werden können. 
 

Zu den makroregionalen Strategien EUSALP und EUSDR kann das SZ 1 wie folgt beitra-

gen: 

EUSALP 

Beim thematischen Politikbereich 1 kann es starke und umfangreiche Beiträge zu den EU-

SALP-Aktionen 1 und 2 leisten, wenn Interreg-Projekte Forschungs- und Innovationskapa-

zitäten ausbauen und fortschrittliche Technologien einführen. Im thematischen Politikbe-

reich 3 kann zu den EUSALP-Aktionen 6, 7 und 8 dann beigetragen werden, wenn umwelt-

bezogene Forschungs- und Innovationskapazitäten auf- oder ausgebaut und fortschrittliche 

Technologien zum Umweltschutz eingeführt werden. Zur EUSALP-Aktion 9 kann über den 

Aufbau gemeinsamer energiebezogener Forschungs- und Innovationskapazitäten beige-

tragen werden.  

EUSDR 

 

Innerhalb der EUSDR-Säule 3 kann zum Schwerpunktbereich 7 dann beigetragen werden, 

wenn durch Interreg-Projekte die Stärkung der Zusammenarbeit zwischen Universitäten, 

Forschungseinrichtungen und Unternehmen, insbesondere Mittelständischen Unterneh-

men, gefördert, die Verbesserung der regionalen Zusammenarbeit in Forschung und Bil-

dung durch Unterstützung der akademischen Mobilität gestärkt und regionale und EU-Mittel 

zur Förderung herausragender Leistungen im Bereich F+E/Innovation in für den Donau-

raum spezifischen Forschungsbereichen, bereitgestellt werden. Im Schwerpunktbereich 8 

kann ein ähnlicher Beitrag geleistet werden, wenn Zusammenarbeit und Wissensaustausch 

zwischen Unternehmen, insbesondere Mittelständischen Unternehmen, Wissenschaft, öf-

fentlichem Sektor und Zivilgesellschaft in Kompetenzfeldern des Donauraums erfolgen 

sollte, die Verbesserung von Rahmenbedingungen, Förderprogrammen und Kapazitäten 

von Interessengruppen zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Clusterinitiativen 

und regionalen Innovationsstrategien und schließlich zur Verbesserung der Anwendung 

von Technologien der künstlichen Intelligenz (KI) in den Unternehmen, insbesondere Mit-

telständischen Unternehmen des Donauraums gefördert werden.  

Wenn gemeinsame Forschungsvorhaben zu einführungsreifen und fortschrittlichen Tech-

nologien für den Gewässerschutz führen, kann ebenfalls zum Schwerpunktbereich 2 in der 

EUSDR-Säule 2 beigetragen werden. 

Ein kleinerer Beitrag kann auch zum Schwerpunktbereich 2 der EUSDR-Säule 1 erfolgen, 

wenn zu diesen Themenbereichen innovative grenzüberschreitende Forschungsvorhaben 

mit Modellcharakter umgesetzt würden. 


















































































































